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EDITORIAL

Die Aussichten verbessern sich, die
ländlichen Regionen zukunftsfähig
zu machen. Nach anfänglichem Zö-
gern wird der Grundsatz von der Ge-
währleistung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse in Stadt und Land in al-
len wichtigen politischen Stellung-
nahmen der EU, des Bundes und der
Länder ausdrücklich bekräftigt. Das
ist zu begrüßen. Am Ziel werden wir
jedoch erst sein, wenn dieser Verfas-
sungsgrundsatz konkret so mit Leben
erfüllt wird, dass er den gegenwärti-
gen Rahmenbedingungen gerecht
wird.
Die von der ALR und der Nordelbi-
schen Kirche gegründete Koalition
für die ländlichen Räume will dazu
einen wichtigen Beitrag leisten. In 6
Arbeitskreisen werden praktische
Vorschläge für die Entwicklung der
ländlichen Regionen unter Beteili-
gung aller verantwortlichen Institu-
tionen erarbeitet. Im Mittelpunkt
steht dabei die Erhaltung und Schaf-
fung von Arbeitsplätzen in einem
dafür notwendigen wirtschaftlichen
und kulturellen Umfeld. Diese Arbeit
soll im kommenden Frühjahr und da-
mit rechtzeitig vor der Kommunal-
wahl im Mai 2008 beendet sein. 
Die Gesamtheit dieser Vorschläge der
Koalition soll sich wirksam einfügen
in die Arbeit der in Entstehung be-
griffenen Aktiv-Regionen zur Umset-
zung des Landesprogramms. Erfolg
werden die vor allem auf das Engage-

ment der Regionen selbst gestützten
Anstrengungen aber nur dann haben,
wenn die Kofinanzierung durch
staatliche Förderung gesichert ist.
Die drastische Kürzung der Mittel für
die ländliche Entwicklung in der För-
derperiode 2007 bis 2013 durch die
EU-Regierungschefs gegen den aus-
drücklichen Widerstand der EU-
Kommission ist ein schlechtes Sig-
nal. Eine zusätzliche Verminderung
der Landesmittel, um notwendige
Maßnahmen für den Küstenschutz zu
finanzieren, würde eine weitere
Schwächung der ländlichen Entwick-
lung bedeuten. Gerade zu Beginn des
neuen Programms wäre ein solches
Vorgehen ein unglückliches Startsig-
nal für die Zukunft, das vermieden
werden muss.
Unabhängig davon muss es ein vor-
rangiges Ziel sein, die ländliche Ent-
wicklung finanziell zu stärken. Die
EU-Agrarkommissarin verdient Un-
terstützung für ihre Forderung, be-
reits in der laufenden Förderperiode
mehr Mittel zur Verfügung zu stellen.
In jedem Fall muss dies nach 2013
geschehen. Die Diskussion über die
Verwirklichung dieses Ziels muss
heute beginnen, bevor die erforderli-
chen Gelder von anderen, durchaus
populären Politikbereichen verein-
nahmt werden.

Rüdiger von Plüskow
Vorsitzender der ALR

Liebe Mitglieder unserer Akademie, sehr geehrte Damen und Herren!
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TERMINE
Wir bitten unsere Vereinsmitglieder um die Mitteilung ihrer Veranstaltungstermine, die die ländlichen Räume
Schleswig-Holsteins betreffen. Für nähere Informationen bzw. Anmeldungen wenden Sie sich bitte direkt an
die Veranstalter. Die Adressen finden Sie am Ende dieses Heftes (s. Seite 56).

Konferenzreihe „Die Zukunft ländlicher Räume“ des BMELV
(Bundeslandwirtschaftsministerium)
Welchen Herausforderungen müssen sich ländliche Räume
stellen? Worin liegen ihre Stärken und Chancen und
welche Faktoren fördern bzw. hemmen deren Aktivierung?
Welchen Beitrag kann die Bundesregierung zur
Entwicklung ländlicher Räume leisten? Diese und daran 
anknüpfende Fragen werden im Rahmen der
Konferenzreihe diskutiert.
(Nähere Informationen siehe unter www.bmelv.de)

24.05.2007 Infrastruktur in ländliche Räumen
Veranstaltungsort: Magdeburg

26.06.2007 Neue Ansätze ländlicher Entwicklung:
Good Practice-Beispiele
Veranstaltungsort: Cham/Oberpfalz

Sept. 2007 Abschlussveranstaltung in Berlin

Mai 2007

Vortrag Schleswig-Holsteins Schulen im Aufbruch
08.05.2007 Bildungsministerin Erdsiek-Rave stellt die wichtigsten

Veränderungen durch das neue Schulgesetz und deren
Umsetzung vor.
Veranstalter und Ort: Hermann Ehlers
Akademie, Kiel, 19:00 Uhr
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Seminar Schlechtes Klima – Wird unsere Welt G8-et?
09.05.2007 - Klimagerechtigkeit – ein Praxisthema

- G8-Treffen in Heiligendamm
- Internationale Finanz- und Energiepolitik
- Millenniumsentwicklungsziele
Veranstalter und Ort: Akademie für Natur und Umwelt des
Landes Schleswig-Holstein, Neumünster

Tagung Frühjahrstagung der ASG in Schleswig:
09.-12.05.07 Innovative Ansätze in der ländlichen Entwicklung:

„Deutschland, Dänemark, Finnland“
Die Vortrags- und Diskussionsveranstaltung am 10.05.07 
wird durch 3 alternative Exkursionen, einmal zur
ländlichen Entwicklung nach Südtondern und Südjütland
(2-tägig) sowie die Schleiregion (eintägig)und zum
zweiten zu Land- und Ernährungswirtschaft in Südjütland
(eintägig) ergänzt.
Veranstalter: Agrarsoziale Gesellschaft Göttingen
Ort: Schleswig, Schloß Gottorf

Vortrag Handlungskonzept Tourismus:
Aufbruch in Schleswig-Holstein

24.05.2007 Prof. Dr. Björn Bloching, Partner von Roland Berger,
Hamburg spricht über das neue Tourismusgutachten für 
Schleswig-Holstein 
Veranstalter und Ort:
Hermann Ehlers Akademie, Kiel, 19:00 Uhr

Seminar Nachhaltige Mobilität im Urlaub:
30.05.2007 Chancen für den Tourismus in Schleswig-Holstein

- Nachhaltige Mobilität im Urlaub
- Touristische Mobilitätskonzepte mit Schwerpunkt

Fahrradtourismus
- Klimaschutz
Veranstalter und Ort: Akademie für Natur und Umwelt
des Landes Schleswig-Holstein, Neumünster
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Juni 2007

Wanderung Bei urigen Rindern und wilden Pferden
01.06.2007 Wanderung zu den „Auerochsen“ und Koniks in der

offenen Weidelandschaft Eidertal. 
Veranstalter: Natur- und Landschaftsführerinnen S.-H. e.V. 
Treffpunkt: Techelsdorf, 16:00 Uhr, Dauer ca. 2 Stunden
(auch 7.7., 14:00 Uhr und 10.8., 16:00 Uhr)

Aktionstage „Geo – Tag der Artenvielfalt“
08.-09.06.2007 im Naturschutzgebiet Wildes Moor bei

Schwabstedt /Treene/Lehmsieker Wald.
Veranstalter: Naturschutzstation Eider-Treene-Sorge,
Bergenhusen

Seminar Landschaftswandel und Landnutzung in 
Schleswig-Holstein

14.06.2007 Schwerpunkte: Landschaftswandel durch Landnutzung,
Klima- und Witterungseinflüsse auf Landschaften,
historische Entwicklung schleswig-holsteinischer
Landschaften an Beispielen, Schleswig-Holsteins
Landschaften in 100 Jahren
Fragestellungen: welche Landschaftsveränderungen soll
man zulassen und welche verhindern, welche
Landschaften sind schützenswert und welche schützbar?
Veranstalter und Ort: Akademie für Natur und Umwelt
des Landes Schleswig-Holstein, Neumünster

Exkursion „Flederlausch“
14.06.2007 Fledermaus-Exkursion im Naturschutzgebiet Hohner See.

Veranstalter: Naturschutzstation Eider-Treene-Sorge,
Bergenhusen,
Treffpunkt: Natur- und Umweltschutzzentrum Hohner See, 
21:30 Uhr
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Tagung Europa als Wertegemeinschaft?
15.-17.06.2007 Veranstalter und Ort: Europäische Akademie

Schleswig-Holstein, Sankelmark in Zusammenarbeit mit 
der Academia Baltica, Lübeck

Tagung mit Dorfkirchen in Nordfriesland
Exkursion Nordfriesland besticht durch seine Landschaft und seine
22.-24.06.2007 Geschichte. Lebendige Zeugen dieser Geschichte sind bis

heute vor allen auch die Kirchen, die – Leuchttürmen
ähnlich – die Landschaften prägen und den Menschen als
Orientierung dienen. Die Tagung nimmt ausgewählte
Kirchen mit ihrer Vielfalt der kleinen und großen
Kunstwerke in Augenschein. 
Veranstalter:
Akademie Sankelmark im Deutschen Grenzverein

August 2007

Wanderung Fünf – Brücken – Tour
02.08.2007 Eine natur- und landschaftskundliche Erlebniswanderung

am Gotteskoog-See. Neben dem Entdecken der Tier- und
Pflanzenwelt gibt es Informationen über die Entwicklung
eine Landschaft kombiniert mit dem Erlebnis von Ruhe 
und Weite. 
Veranstalter:
Natur- und Landschaftsführerinnen S.-H. e.V.
Treffpunkt: Infohütte Gotteskooger See, 
Beginn 19:00 Uhr
(auch 19.8., 14:00 Uhr), Dauer: 2,5 ca. Std.
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Sommerfahrt Nordfriesland per Fahrrad für Seele und Leib
20.-25.08.2007 Sommerfahrt für Jung und Alt. Die Sommerfahrt ist für 

alle Generationen und Familien geeignet. Neben den
Fahrradtouren stehen das gemeinsame Spielen und
Gespräche im Mittelpunkt.
Veranstalter: Christian Jensen Kolleg, Breklum

Seminar Neue Aufgaben und Strategien für die Entwicklung
von Kulturlandschaften

29.08.2007 Durch den Einfluss des Menschen haben sich vielfältige
Kulturlandschaften entwickelt. Heute werden oftmals
differierende Ansprüche an die Landschaft gestellt, die
ausgewogene Managementkonzepte erfordern. Ziel des
Seminars ist es, Möglichkeiten für verträgliche
Erholungsnutzungen aufzuzeigen und an Beispielen zu
erläutern.
Veranstalter: Akademie für Natur und Umwelt des Landes
Schleswig-Holstein, Neumünster in Kooperation
mit der ALR

Wir brauchen Ihre Mitarbeit!
Ein interessantes Mitgliederheft lebt
vom Engagement seiner Leserschaft.

Bitte senden Sie uns Berichte, Informationen
und Hinweise aus Ihrer Arbeit,

die auch anderen Mitgliedern Anregungen
geben könnten.

Leserbriefe nehmen wir ebenfalls gern entgegen.
Der Redaktionsschluss für die nächste Ausgabe

ist der 28. Juli 2007.
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THEMEN
An dieser Stelle sollen regelmäßig Nachrichten veröffentlicht werden, die die ländlichen Räume betreffen.
Wir bitten unsere Mitglieder der Akademie und alle interessierten Leser uns dafür geeignete Beiträge und Hin-
weise zukommen zu lassen.

Das Dorf lebt
„Beitrag von Prof. Dr. Gerhard Henkel, Fürstenberg, Professor für Anthro-
pogeographie an der Universität Duisburg-Essen. Prof. Henkel hat sich als
Erforscher des ländlichen Raums einen Namen gemacht und das Standard-
werk »Der ländliche Raum – Gegenwart und Wandlungsprozesse seit dem
19. Jahrhundert in Deutschland« geschrieben

Gerade junge Familien wohnen
gern im Grünen, im öffentlichen
Bewusstsein aber spielt der ländli-
che Raum kaum eine Rolle.
Das Dorf hat es nicht leicht. Es ist
die beliebteste aller Siedlungsfor-
men, erfährt jedoch durch Medien,
hohe Politik und Wissenschaften ei-
ne eher geringe Wahrnehmung und
Wertschätzung. Die Beschreibungen
und Bewertungen des Dorfs sind oft
widersprüchlich: Mal wird sein En-
de beschworen, dann wieder wird es
als Garten Eden oder Aktivposten
des Staats gepriesen. 

Streusiedlungen oder Gutsdörfer,
Kloster- oder Winzerorte – was
heißt da schon typisch?
Wie kommt es zu diesen Marginali-
sierungen und widersprüchlichen
Bewertungen des Dorfs? Die Ant-
wort ist zunächst einfach: Das Dorf
ist nicht leicht zu fassen. Zum einen
haben die fließenden, aber durch-

schlagenden Wandlungsprozesse
von der Agrar- zur Industrie- und
Städtegesellschaft besonders in den
vergangenen sechzig Jahren auch
den ländlichen Raum nachhaltig ver-
ändert. Das Dorf hat – von Region
zu Region und von Ort zu Ort sehr
unterschiedlich - seine Gestalt, seine
überkommenen Funktionen, seine
traditionellen Lebensinhalte gewan-
delt. Ein paar Zahlen: Von den 100
bis 150 Bauernhöfen, die um 1950
noch in mittelgroßen Dörfern be-
standen, sind bis heute höchstens 10
bis 15 übrig geblieben. Ähnliche
Verluste gelten für das Dorfhand-
werk und die Forstwirtschaft. Dazu
kommen gravierende Infrastruktur-
verluste: Post, Molkerei und Polizei-
posten, Schule, Bürgermeisteramt
und Rathaus, Gasthöfe und Läden,
Genossenschaft.

Eine weitere Zugangshürde besteht
darin, dass es das Dorf oder den
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ländlichen Raum nicht gibt. Dörfer
und ländliche Regionen sind äußerst
vielfarbig und tiefgründig zugleich.
Ihre ausgeprägten regionalen und lo-
kalen Individualitäten, ihre viel-
schichtigen Potenziale und Proble-
me entziehen sich einer einfachen
Darstellung und Generalisierung.
Welche Region könnte den ländli-
chen Raum in Deutschland repräsen-
tieren: die Einzelhof- und Streusied-
lungsgebiete im Nordwesten oder
die städteähnlichen Dorflandschaf-
ten des Südwestens, die Gutsdörfer
Schleswig-Holsteins und Mecklen-
burg-Vorpommerns, die Klosterdör-
fer Bayerns und Westfalens oder die
Arbeiterbauerndörfer des Saarlands
und Sachsens, die Dörfer und Weiler
des Mittelgebirges oder der Küste,
die Bördendörfer oder die Winzer-
dörfer Süddeutschlands?
Die größte Aufmerksamkeit gilt
meist den peripheren Dorfregionen
abseits der Ballungsgebiete und
Großstädte, die – vor allem im deut-
schen Nordosten – von Abwande-
rung und Stagnation betroffen sind.
Den Gegenpol bilden die ballungs-
raum- und großstadtnahen Dörfer,
die permanentem Siedlungsdruck
ausgesetzt sind. Dazwischen liegt
die große Gruppe der Dörfer im Ein-
flussbereich von Klein- und Mittel-
städten. Dorfregionen mit sehr ho-
hen und sehr niedrigen Arbeitslosen-
quoten stehen einander gegenüber,
ohne dass man auf den ersten Blick
deren Ursachen erkennt. Generell

gibt es große Unterschiede zwischen
kleinen Dörfern mit etwa hundert
Einwohnern und großen bis zu
10 000 Einwohnern, nicht nur bei
den Arbeitsplätzen und der Infra-
strukturausstattung, sondern bei-
spielsweise auch im Vereinsleben.
Wer vermag ein „typisches“ Dorf zu
benennen oder zu definieren? Selbst
kleinräumige Vergleiche zwischen
benachbarten Dörfern lassen oft
Kontraste bezüglich des Siedlungs-
bildes, des Wirtschafts- und Sozial-
gefüges sowie der Entwicklungsdy-
namik erkennen.

Der ländliche Raum spielt im öf-
fentlichen Bewusstsein eine gerin-
gere Rolle, als ihm eigentlich zu-
steht. 
Rein numerisch hat der ländliche
Raum noch ein großes Gewicht: Gut
die Hälfte der Bevölkerung und 90
Prozent der Fläche des Staats
gehören zum ländlichen Raum.
Auch ökonomisch ist der ländliche
Raum nicht von vornherein das Ar-
menhaus der Nation. Natürlich gibt
es viele ländliche Gebiete, die von
hoher Arbeitslosigkeit und Abwan-
derung betroffen sind. Auf der ande-
ren Seite stehen jedoch reiche oder
aufstrebende Agrarlandschaften mit
baulich und infrastrukturell attrakti-
ven und intakten Dörfern. So finden
sich beispielsweise in Westfalen
oder Baden-Württemberg prosperie-
rende Dorflandschaft mit sehr gerin-
ger Arbeitslosigkeit und zahlreichen



TTT April 2007

12

mittelständischen Firmen, die er-
folgreich für den Weltmarkt produ-
zieren.
Dennoch spielt der ländliche Raum
im öffentlichen Bewusstsein eine
geringere Rolle, als ihm eigentlich
zusteht. Wie ist dies zu erklären? Der
Hauptstrom der Meinungsbildung in
unserer Gesellschaft geht von den
Zentren der Medien, Politik, Wis-
senschaft und (Hoch-)Kultur aus,
die nun einmal in den großen Städ-
ten sitzen. Die Perspektive auf das
Dorf ist somit in der Regel eine
Fernsicht, die politische, wissen-
schaftliche und mediale Behandlung
oft eine Fern- und Fremdsteuerung.
Wissenschaftler und Redakteure su-
chen lieber die Nähe zu den (Förder-
töpfen der) Ministerien und Kultur-
verwaltungen als zu den ländlichen
Bürgermeistern oder Dorfvereinen.
Manchmal sind es auch konkurrie-
rende Interessenverbände, die den
ländlichen Raum gezielt klein- oder
schlechtreden. So sprechen die Prä-
sidenten des Bayerischen Städtetags
davon, dass der ländliche Raum nur
noch ein „gedankliches Kunstpro-
dukt“ und alles doch längst Stadt
(-region) sei.

Wo liegen – generalisiert – die
Besonderheiten, die Stärken
und Schwächen des ländlichen
Raums?
Obwohl etwa zwei Drittel aller deut-
schen Dörfer seit 1945 an Einwoh-
nern gewachsen sind, gingen zahl-

reiche Arbeitsplätze und Infrastruk-
tureinrichtungen verloren. Aller-
dings stehen diesen Verlusten auch
Gewinne gegenüber: Wasser-, Ab-
wasser-, Energieversorgung, Sport-,
Freizeit- und Kultureinrichtungen
wie Dorfgemeinschaftshaus, Hei-
matstube und Brauchtumspflege.
Als neuer Trend ist zu beobachten,
dass – fast unsichtbar – moderne pri-
vate Dienstleistungen wie Versiche-
rungen, Steuer- und Unternehmens-
beratung, Soft- und Hardwareent-
wicklung ins Dorf Eingang gefun-
den haben.
Ein zentrales Problem ist derzeit der
Leerstand vieler älterer Gebäude
samt Gärten in den Dorfkernen. Da
gerade diese Anwesen, deren Ver-
schwinden droht, oft das Dorfbild
prägen, geht es an die Substanz. Hier
sind neben den Fachbehörden vor al-
len auch die ländlichen Kommunen
gefordert, sinnvolle Um- und Wei-
ternutzung zu unterstützen, damit
die alten Dorfkerne für die nächste
Generation nicht verloren gehen.
Ein wesentlicher Vorzug des Dorfs
liegt neben der sehr hohen Eigen-
heimquote in den „weichen“ Fakto-
ren seiner Lebensqualität bezie-
hungsweise Lebensstile, die es trotz
aller Angleichungsprozesse zwi-
schen Stadt und Land immer noch
gibt. Ländliche Lebensstile sind
natur-, traditions- und handlungs-
orientiert. Durch seine Naturnähe
bietet das Dorf in Feld, Wald und
Garten eine unmittelbare Chance der
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Erholung, Entspannung, Freizeitnut-
zung und körperlichen Betätigung.
Vor allem der dörfliche Garten gilt
inzwischen als ein Kernbestand
ländlicher Lebensqualität. Dörfliche
Lebensstile sind durch eine über-
durchschnittlich hohe Dichte sozia-
ler Netze und Kontakte geprägt. Ver-
wandtschafts- und Nachbarschafts-
hilfe, Engagement in Vereinen und
Kirchen sowie Brauchtumspflege
spielen im Zusammenleben wichtige
Rollen und tragen sowohl zum
Wohlstand, als auch zur Identität in
den Dörfern bei. So gibt es Dörfer, in
denen Vereine ehemals kommunale
Freibäder ehrenamtlich führen. Ge-
rade junge Familien mit kleinen
Kindern schätzen das Leben auf dem
Lande mit Haus und Garten. Die Zu-
friedenheit der Landbewohner mit
ihrem Umfeld ist nach wiederholten
Umfragen stets doppelt so hoch wie
das der Großstadtbewohner.
Die Faszination des Dorfes als Le-
bensraum ist also ungebrochen. Das

„flache“ Land hat auch deshalb Zu-
kunft, weil in Dörfern und Klein-
städten vergleichsweise sehr viel
mehr Kinder geboren, heranwachsen
und beschult werden als in Groß-
städten. Nach einem kürzlichen Zei-
tungsbericht kommen auffällig viele
Chefs der größten deutschen Unter-
nehmen aus ländlichen Regionen.
Als wesentliche Erklärung für dieses
Phänomen werden die auf dem Dorf
oder in der Kleinstadt erworbenen
sozialen und emotionalen Kompe-
tenzen sowie ein auf dem Lande
noch vorhandenes „Arbeitsethos“
angeführt, die sich so in der unper-
sönlicheren und virtuelleren Groß-
stadt nicht erlernen lassen. Die hoch
entwickelte Fähigkeit der Menschen
im ländlichen Raum zum eigenstän-
digen und ehrenamtlichen Handeln
ist eine bedeutende Zukunftsres-
source für unseren Staat. Die Partizi-
pationstraditionen im ländlichen
Raum bedürfen allerdings der Re-
spektierung und Förderung.
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Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank für die Einladung zu der
heutigen Veranstaltung. Ich sehe mei-
ne Rolle auf diesem Kongress als die
eines Praktikers, der aus dem Leben
und Erleben eines Landrats in einem
ländlich strukturierten Kreis berich-
tet. Ich sehe mich dabei in der Rolle
desjenigen, der auf eine Fülle prak-
tischer Erfahrungen zurückgreifen
kann und der Ihnen diese Erfahrun-
gen anbietet. Ich bin weder missiona-
risch, noch als Heilprediger tätig,
sondern gewissermaßen als Bericht-
erstatter einer ländlichen Region.

Natürlich ist meine Sichtweise ge-
prägt durch meine Rolle als Verwal-
tungschef, und gerade deshalb war-
ne ich vor der Illusion, dass das Han-
deln einer Kreisverwaltung an sich
geeignet ist, um wirtschaftliches
Wachstum in einer Region zu erzeu-
gen. Auf der anderen Seite sehe ich
die in der Verwaltung Tätigen als
wichtige Impulsgeber, die Entwick-
lungen und Investitionen in einer
Region im Sinne einer Katalysator-

funktion begünstigen, anregen und
fördern können.

2 Sätze zu meiner Person: Ich bin
Bankkaufmann und Jurist, habe Er-
fahrungen im Projektmanagement
einer Bank gesammelt, sowie in der
Arbeit mit der Landesregierung
Schleswig-Holstein. Seit 10 Jahren
bin ich Landrat im Kreis Dithmar-
schen.

1.Dithmarschen, ein Kurzportrait
Lassen Sie mich mit einer kurzen
Vorstellung des Kreises Dithmar-
schen beginnen: 

Den nachfolgenden Vortrag hat der Autor anlässlich der ersten Regionalkonferenz zum Thema „Wirtschaft in
ländlichen Räumen“ am 22.02.2007 in Münster gehalten, die im Rahmen der Konferenzreihe „Zukunft länd-
licher Räume“ des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV)
stattfand.
Es diente als Impulsreferat zum Auftakt des Forums 1 „Gewerbliche Wirtschaft“. Das Referat erhebt nicht den
Anspruch einer wissenschaftlich fundierten Analyse der wirtschaftlichen Situation ländlicher Kreise. Es geht
vielmehr darum, aus Praktikersicht ein positives Bild des ländlichen Raumes und seiner Potenziale zu zeich-
nen und zu einem neuen Selbstbewusstsein in diesen liebenswerten Regionen aufzurufen.
(Weitere Dokumente dieser Konferenz sind unter http://www.bmelv.de, Thema „Ländliche Räume“ zu finden.)

Wirtschaftliche Situation in einem ländlich struktu-
rierten Kreis: Das Beispiel Dithmarschen
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Der Kreis liegt im nördlichsten Bun-
desland in Schleswig-Holstein an
der Nordseeküste und grenzt im Sü-
den an die Elbe. Er verfügt über
1400 Quadratkilometer Fläche mit
insgesamt ca. 137 000 Einwohnern.
Seine kommunale Gliederung be-
steht aus 5 Städten, darunter der
Kreisstadt Heide mit ca. 21 000 Ein-
wohnern, und 112 Gemeinden. Die
Kreisstadt Heide ist ca. 100 km von
der Freien und Hansestadt Hamburg
entfernt. Einige Daten zur Charakte-
risierung:

Daten und Fakten – Kreis Dithmarschen
• Fläche:  1.404 km2

• Ausdehnung
- Nord-Süd 54 km
- Ost-West 41 km

• Gliederung 
- 5 Städte
- 112 Gemeinden

• Einwohner:  137.390
• Größte Stadt:

Heide mit 20.716 Einwohnern
Brunsbüttel mit 13.789 Einwohnern

• Kleinste Gemeinde:
Bergewöhrden mit 36 Einwohnern

• Höhen
- Höhe Kreishaus 39 m
- Höhe Meldorfer Dom 58 m
- Landschaftlich höchster Punkt

(Schrum) 78,50 m über NN
- Fernmeldeturm Heide 158 m
- Off-shore Testanlage in Brunsbüttel
180 m

Der Kreis ist durchweg ländlich
strukturiert und in Bezug auf die
Wirtschaft neben der Landwirtschaft
vom mittelständischen Gewerbe ge-
prägt. Dieses stellt auch das Gros der
Arbeits- und Ausbildungsplätze zur
Verfügung.
Dithmarschen ist bekannt für sein
großes Kohlanbaugebiet (ca. 2500
ha). Als plakative Zahl darf ich Ih-
nen mitteilen, dass dort für jeden
Bundesbürger ein Kohlkopf produ-
ziert wird. Dennoch hat die Land-
wirtschaft in den letzten Jahren an
wirtschaftlicher Bedeutung verloren
und ist längst vom Tourismus über-
flügelt worden. 
Von besonderer Bedeutung ist die
größte Ansammlung chemischer In-
dustrie in Schleswig-Holstein am
Standort Brunsbüttel mit ca. 4 500
Arbeitsplätzen. Brunsbüttel ist auch
deshalb erwähnenswert, weil es sich
am Schnittpunkt von Elbe und Nord-
Ostsee-Kanal befindet und über ei-
nen großen Hafen verfügt. 
Zur Veranschaulichung der Beschäf-
tigungswirkung der einzelnen Wirt-
schaftszweige verweise ich auf die
folgende Folie:
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Aufgrund seiner peripheren Lage
und seiner Strukturschwächen
kämpft der Kreis mit seiner ver-
gleichsweise hohen Arbeitslosen-
quote von ca. 10% im Jahresdurch-
schnitt.

Von besonderer Bedeutung ist sicher
noch der Hinweis auf die demogra-
phische Entwicklung, die in Dith-
marschen im Vergleich zum Lan-
destrend in Schleswig-Holstein
leicht verschärft ist.

Diese im Sinne einer Übersicht zu-
sammengetragenen Daten geben
natürlich nur einen unvollkomme-
nen Überblick über die Schönheiten
des Kreises und beschreiben vor al-

lem nicht die Mentalität der Men-
schen in dieser Region. Diese ist auf-
grund einer besonderen Geschichte
von einer hohen Identifikation der
Menschen mit ihrem Kreis, großem
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Selbstbewusstsein und dem speziell
gegenüber der Landesregierung im-
mer wieder gern dokumentierten
Streben nach Selbstbestimmung ge-
prägt.
(Damit bereiten wir Dithmarscher
der Landesregierung z. Z. erhebli-
ches Kopfzerbrechen bei der von ihr
angezettelten Diskussion über eine
Funktionalreform.)

2. Übergeordnete Prinzipien als
Geschäftsgrundlage für wirt-
schaftliche Entwicklung und
deren praktische Umsetzung

Im Folgenden will ich auf einige
Grundsätze, Prinzipien oder Eck-
werte eingehen, die sich für mich als
wichtige Eckpfeiler erwiesen haben,
wenn es um die Weiterentwicklung
einer ländlich geprägten Region wie
Dithmarschen geht. 
Wie ich anfangs bereits ausgeführt
habe, erheben sie nicht den An-
spruch auf Allgemeingültigkeit, son-
dern stellen lediglich meine persön-
lichen Erfahrungen dar.

a) Ländlicher Raum ist mehr als
Landwirtschaft
In der Außenwahrnehmung von
ländlichen Räumen – und da
macht Dithmarschen keine Aus-
nahme – steht die Landwirt-
schaft im Vordergrund. Bei ei-
ner Einwohnerdichte von nur 90
Einwohnern pro Quadratkilo-
meter verwundert dies nicht. 

Dem steht aber die deutlich ver-

ringerte Bedeutung der Land-
wirtschaft im Verhältnis zu an-
deren Wirtschaftszweigen in
den letzten Jahrzehnten entge-
gen. Die Anzahl der Höfe hat
sich in den letzten 15 Jahren
drastisch reduziert von 2800 auf
1800. Das entspricht einer Ver-
ringerung um 36 %. Im Anteil
am Bruttosozialprodukt hat der
Tourismus die Landwirtschaft
bereits seit Jahren um Längen
überflügelt. 
Das heißt nicht, dass nicht auch
bei uns aktuelle Entwicklungen
wie der Bau von Biogasanla-
gen, Windkraft oder das Thema
„nachwachsende Rohstoffe“
auf „der Tagesordnung stehen“.
Die Landwirtschaft steht aber
nicht im Mittelpunkt meiner
Betrachtung, wenn es um die
Zukunft des ländlichen Raumes
geht.

b) Endogene Potenziale gegen 
aktuelle Trends
Ich möchte vorausschicken,
dass es kein allgemeingültiges
Patentrezept für eine prosperie-
rende Entwicklung im ländli-
chen Raum gibt. Jede Region
hat ihre Stärken und Schwächen
und muss sensibel die besonde-
ren eigenen Potenziale definie-
ren. Hier gilt es, Nischen aufzu-
spüren und Entwicklungskon-
zepte an lokale Besonderheiten
anzuhängen. Lassen Sie mich
dieses an einigen Beispielen aus
Dithmarschen erläutern.
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Es gilt der Grundsatz: „Was ha-
be ich, was andere nicht haben
oder in dieser Form nicht ha-
ben?“

aa)  Tourismus
Es wird Sie nicht verwundern,
dass das Thema Tourismus in
Dithmarschen eine große Rol-
le spielt. Die Nordsee mit
dem Nationalpark Schleswig-
Holsteinisches Wattenmeer vor
der Tür ist so ein endogenes Po-
tenzial, dass einen großen
Schwerpunkt in der Politik und
bei der Entwicklung des Kreises
insgesamt bildet.

2,2 Millionen Übernachtungen
und mehr als 110 Millionen Eu-
ro Jahresumsatz sprechen für
sich.
2 Tourismusinitiativen, bei de-
nen wir mit der Bevölkerung
und den Fachleuten aus der Re-
gion Stärken und Schwächen,
vor allem aber auch Ziele defi-
niert haben, sind die Basis
dafür, dass wir uns im touristi-
schen Wettbewerb nach wie vor
behaupten können. 
Hier gilt die spannende Doppel-
strategie in dem Sinne, dass wir
in Bezug auf die öffentliche In-
frastruktur in einem globalisier-
ten Markt nicht den Anschluss,
z. B. an die neuen Bundesländer,
verpassen und auf der anderen
Seite die Bewusstseinsbildung
in den Köpfen der Verantwortli-
chen, damit meine ich die Tou-
rismusakteure genauso wie die

Politik, stets im Auge behalten.
Allgegenwart dieses Themas ist
das Gebot der Stunde.

bb)  Marine Aquakultur
Ein weiteres besonderes Poten-
zial der Region stellt die Nähe
zum Meer auch in Bezug auf
seine wissenschaftliche Erfor-
schung dar. 
Wir sind in der glücklichen La-
ge, dass wir in Büsum über eine
Außenstelle der Universität
Kiel verfügen, sowie kleine,
aber erfolgreiche Betriebe der
Fisch- und der Algenzucht am
Standort aufweisen können.
Mit Fördermitteln der EU und
des Landes Schleswig-Holstein
sowie einer bedeutenden Betei-
ligung des Kreises ergänzen wir
diese Infrastruktur um ein Mari-
nes Existenzgründungszentrum
verbunden mit einer Versuchs-
anlage zur Optimierung von
Fischzucht.
Dieses Projekt haben wir letzt-
lich deshalb auf den Weg brin-
gen können, weil es uns gelun-
gen ist, durch offensive Lobby-
arbeit die Begehrlichkeiten von
Forschungseinrichtungen an
der Ostküste Schleswig-Hol-
steins zurückzudrängen und
wichtige Institutionen, wie z. B.
die Innovationsstiftung des
Landes auf unsere Seite bringen
konnten.
Das Thema zeigt exemplarisch,
wie schwierig es ist, in einem
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ländlichen Raum ein für ein
Bundesland insgesamt interes-
santes Thema vor Ort zu plat-
zieren, auch wenn gute Argu-
mente für den Standort spre-
chen. Die ständige Präsenz bei
den politischen Entscheidungs-
trägern ist daher so etwas wie
eine allgemeingültige Hand-
lungsanleitung. Es gilt, den Fin-
ger zu heben im Sinne von „ich
kann das auch“, „warum nicht
bei uns?“ Und es gilt, Entschei-
dungen in die Region zu holen.

cc)  Industriegebiet Brunsbüttel
Ein Industriegebiet im ländli-
chen Raum ist sicherlich eine
Besonderheit, aber auch dem
müssen wir uns stellen und es
nicht als eine Bedrohung der
ländlichen Idylle sehen, son-
dern vielmehr als ein Entwick-
lungspotenzial.
Zusammen mit den Unter-   neh-
men und wiederum mit Förder-
geldern von EU und Land haben
wir ein Projekt auf den Weg ge-
bracht, dass unter der Über-
schrift Chem Coast firmiert.
Ziel ist es, den Chemiestandort
mit weiteren Chemiestandorten
in Deutschland und letztlich in
Europa zu verbinden und dieses
über eine Pipeline-Verbindung
zum Chemiestandort auf der an-
deren Seite der Elbe auf den
Weg zu bringen. Ich will damit
sagen, dass es gilt, auch für
ländliche Räume untypische Po-
tenziale konsequent zu nutzen.

c) Kooperation
statt Konkurrenz
Ein Schlüsselbegriff und ein
übergeordnetes Prinzip für
nachhaltige ländliche Entwick-
lung ist sicherlich das Thema
Kooperation. Dieses gilt so-
wohl in Richtung auf gleich
starke Partner, wie z. B. Nach-
barkreise, gilt aber auch im Hin-
blick auf Metropolregionen „in
greifbarer Nähe“.
Am praktischen Beispiel heißt
dieses, dass wir im touristischen
Bereich mit unserem Nordsee-
Nachbarkreis Nordfriesland
eng zusammenarbeiten aber
auch zarte Kontakt zur Nordsee
in Niedersachsen halten. 
Auf der anderen Seite haben wir
es erreicht, dass wir nach einem
mühseligen Prozess speziell mit
unserer Landesregierung, Be-
standteil der Metropolregion
Hamburg geworden sind.
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Sie sehen, dass dieses Gebilde
recht ausgeufert ist. In einer
Zeit, in der wir in einem zu-
sammenwachsenden Europa
mehr den je auf eine überregio-
nale Wahrnehmung angewiesen
sind, gilt es dabei zu sein. 
Natürlich lösen sich nicht alle
Probleme von allein auf und al-
lein das Zauberwort Metropol-
region führt nicht zum wirt-
schaftlichen Wohlstand in der
Region. Auf der anderen Seite
ist es aber unerlässlich, mit am
Tisch zu sitzen, wenn in der
Metropolregion Entscheidun-
gen fallen, die Auswirkungen
auf das Umfeld haben.

Und ich sage ganz selbstbewus-
st: die Metropole braucht den
ländlichen Raum. Ich verweise
in diesem Zusammenhang nur
auf das Perspektivpapier der
Freien und Hansestadt „Ham-
burg, wachsende Stadt“.

In unserem speziellen Fall sind
es Dinge wie eine Logistik-
initiative oder die Frage der Ha-
fenkooperation zwischen unse-
rem Elbehafen als Massengut-
hafen und dem vor allem auf
Containerumschlag ausgerich-
teten Hamburger Hafen. Wenn
es darum geht, Cluster zu defi-
nieren und vor allem Bestand-
teile dieses Clusters zu identifi-
zieren, sind wir mit im Boot und
damit nicht nur als vermeintlich
willfähriger Lieferant von Aus-
gleichsflächen für die aus allen

Nähten platzende Metropole
gefragt. Vom zunächst unge-
liebten Anhängsel zum ge-
schätzten Partner ist hier die
Devise. Von der Selbstverliebt-
heit zum integrativen Ansatz
(ressortübergreifend, gebietsü-
bergreifend).

d)Kommunikationsstrukturen 
Verwaltung – Wirtschaft
Verzeihen Sie mir, dass ich mei-
ne Betrachtung natürlich auch
aus der Position eines Verwal-
tungschefs für eine Kreisver-
waltung mache. 
Wie gesagt, verfügen wir kaum
über durchschlagende Steue-
rungsmechanismen, um Wirt-
schaftsentwicklung anzureizen.
Die Potenziale, die wir als Ver-
waltung aber haben, müssen wir
konsequent ausreizen.
Deswegen ist der Leitsatz für
Politik und Verwaltung in Dith-
marschen: „Dithmarschen, star-
ker Partner für Wirtschaft, Bil-
dung und Familie“. Kommuni-
kation ist eine Schlüsselkompe-
tenz auch im Zusammenwirken
von Verwaltung mit ihrem Um-
feld.
Ich nehme hier den Teil Wirt-
schaft einmal in den Focus. In
regelmäßigen Fragebogenaktio-
nen lassen wir uns von der Wirt-
schaft bewerten, um damit
Rückschlüsse über die wahrge-
nommene Qualität unseres Ver-
waltungshandelns zu bekom-
men.
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Wir sind gerade als erste Kreis-
verwaltung in Deutschland
nach dem RAL-Gütezeichen für
mittelstandsorientierte Verwal-
tungen zertifiziert worden. Wir
haben regelmäßige Gesprächs-
kreise mit den Akteuren aus
der Wirtschaft und unsere Ver-
waltung ist strikt auf die Be-
dürfnisse der Wirtschaft um-
strukturiert (Positives regiona-
les Milieu).

Dieses ist ein langer Prozess,
speziell weil er mit einem Um-
denken in den Köpfen der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter
zu tun hat. Das konsequente
Ausnutzen von Ermessensspiel-
räumen im Hinblick auf Wirt-
schaftsfreundlichkeit ist nicht
auf Knopfdruck, sondern nur
durch ständige Diskussion von
Einzelfällen und eine engagier-
te und motivierte Führungs-
mannschaft zu erreichen. 
Als Beispiel seien hier nur die
Baugenehmigungspraxis im
Außenbereich, die Möglichkei-
ten von Lückenbebauungen, so-
wie Eingriffs- / Ausgleichsrege-
lungen genannt.

e) Bearbeitung der weichen
Faktoren 
Nur der Vollständigkeit halber
will ich darauf hinweisen, dass
die berühmten weichen Stan-
dortfaktoren ein Potenzial des
ländlichen Raumes sind, mit
dem an verschiedener Stelle zu
wuchern ist. 

Dabei geht es nicht nur um die
Themen wie gesundes Klima
und reine Luft, sondern auch
um handfeste Infrastrukturher-
ausforderungen in Bezug auf fa-
milienfreundliche Infrastruktur
(Kinderbetreuung), Qualität des
Bildungsangebotes, kulturelle
Angebote und nicht zuletzt auch
hier eine bürgerorientierte Ver-
waltung. 
Diese Faktoren gilt es nicht
nur konsequent weiterzuent-
wickeln. Genauso wichtig ist es,
sie zu kommunizieren nach dem
bekannten Motto: Tue Gutes
und rede darüber.

3. Fazit
Mit meinen eher schlagwortartigen
Ausführungen wollte ich deutlich
machen, dass viel zu oft die Ent-
wicklung des ländlichen Raumes auf
das Thema Landwirtschaft reduziert 
ist. Sie bleibt ein wichtiger, sichtba-
rer Bestandteil.
Spezielle Anknüpfungspunkte für
die gedeihliche wirtschaftliche  Ent-
wicklung des Kreises ergeben sich
aber viel mehr auf anderen Hand-
lungsfeldern. Diese Handlungsfel-
der ergeben sich aus der individuel-
len Gesamtsituation eines Raumes,
ohne dass sich hier ein Patentrezept
erstellen ließe.
Wichtige Erfolgsfaktoren, die aber
dennoch eine gewisse Allgemein-
gültigkeit haben sollten, sind die
Themen Kooperation und Kommu-
nikation, die gewissermaßen „vor
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der Klammer stehen“, wenn es um
die Zukunft einer ländlichen Region
geht.
Ländliche Regionen sind nicht nur
lebenswert, sondern haben auch ein
großes Potenzial. Lassen Sie uns
dieses Potenzial selbstbewusst vor

uns hertragen. Wir sind viel besser,
als wir uns manchmal verkaufen.

Landrat Dr. Jörn Klimant,
Kreis Dithmarschen
Vorstandsmitglied der ALR
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„Demographische Entwicklung in
der Diskussion – neue Wege in der
ländlichen Entwicklung“ lautete der
Titel einer Kooperationsveranstal-
tung der Agrarsozialen Gesellschaft
Göttingen (ASG) mit der ALR und
dem Ministerium für Landwirtschaft,
Umwelt und ländliche Räume, das
Ende letzten Jahres in Neumünster
stattfand. Vor Vertretern der OECD*,
des Bundeslandwirtschaftsministeri-
ums (BMELV), dem Minister für
ländliche Räume (MLUR), Christian
v. Boetticher, Chefredakteur Stephan
Richter (sh:z) und gut 80 Teilneh-
menden wandte sich der Vorsitzende
der ALR, Rüdiger v. Plüskow, gegen
die Aufweichung oder gar Abkehr
vom Gleichwertigkeitsprinzip von
Stadt und Land, indem Fördermittel
überproportional den Metropolregio-
nen zugute kämen. Auch der Vorsit-
zende der ASG, Dr. Hans-Hermann
Bentrup strich den eigenständigen
Wert ländlicher Räume für die Ge-
samtgesellschaft heraus. 
Heino v. Meyer, Leiter des OECD
Berlin Centres, forderte eine effekti-
vere und effizientere Politik für länd-
liche Räume in Deutschland. Die
OECD hatte auf der Grundlage einer
vergleichenden Analyse unter ihren

Mitgliedstaaten einen Paradigmen-
wechsel gefordert und veröffentlichte
2007 einen Prüfbericht zur Politik für
ländliche Räume. Nach dem Befund
der OECD seien die Bedingungen im
ländlichen Deutschland zwar gene-
rell positiv zu bewerten, wiesen aber
in Bezug auf Demographie, Wirt-
schaftsleistung, Aktiva und Nähe zu
Zentren große Unterschiede auf, die
eine sehr vielfältige und komplexe
Entwicklungsdynamik zur Folge hät-
ten, erläuterte Herr v. Meyer. Bisher
sei die deutsche Strategie für die Ent-
wicklung ländlicher Räume größten-
teils sektorspezifisch mit einer star-
ken Konzentration auf die Landwirt-
schaft ausgerichtet, und die Regio-
nalpolitik werde mit ihren Auswir-
kungen auf die ländlichen Räume
durch einen „nachsorgenden“, auf ei-
nem Top-down-Ansatz beruhenden
Charakter und durch einen räumlich
begrenzten Aktionsradius (unter-
schiedliche Förderkulisse zwischen
Ost- und Westdeutschland) beein-
trächtigt. Eine effektive Strategie für
die Entwicklung ländlicher Räume
sollte den Fokus auf Räume statt Sek-
toren, auf Investitionen statt Subven-
tionen, auf Initiativen statt Instruktio-
nen legen. Dazu bedürfe es neuer

AUS DER ARBEIT DER
AKADEMIE FÜR DIE LÄNDLICHEN RÄUME

Effektivere und effizientere Politik für ländliche
Räume
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Strukturen und Methoden der Pla-
nung, Beteiligung, Entscheidung,
Verantwortung, Finanzierung, Be-
gleitung und Evaluierung auf allen
Ebenen (Good Public Governance). 
Das derzeitige Politikkonzept für den
ländlichen Raum, das zu einer be-
stimmten Zeit durchaus angemessen
war, bedürfe nun tiefgreifender Ver-
änderungen. Hierzu sei ein breiter
Konsens vonnöten, der auf gut re-
cherchierten, objektiven Informatio-
nen über den Zustand des ländlichen
Deutschland erreicht werden sollte.
Der Entwicklungspfad des ländlichen
Deutschlands sollte als nationales
Anliegen betrachtet werden, das
die Zukunft der Land- und Stadtbe-
wohner gleichermaßen beeinflussen
werde.

Wolfgang Reimers vom BMELV un-
terstrich, dass in seinem Hause die
Zeichen der Zeit bereits erkannt wor-
den wären. Bis zum Herbst 2007 wol-
le Bundeslandwirtschaftsminister
Seehofer unterstützt durch eine Kon-
ferenzreihe (siehe Termine in diesem
Heft) eine Neukonzeption der ländli-
chen Entwicklungspolitik vorlegen,
die von der sektoralen Sicht ländli-
cher Räume hin zu einem problem-
und handlungsorientierten Politikan-
satz führe. Die Förderpolitik seines
Hauses solle stärker auf die Wettbe-
werbsfähigkeit der Regionen ausge-
richtet werden. 

Minister Dr. Christian v. Boetticher
verwies darauf, dass Schleswig-Hol-
stein sich bei der Diskussion und vor

allem der Umsetzung neuer Politi-
kansätze für die ländliche Entwick-
lung immer an vorderster Front be-
wegt und auch Neues ausprobiert ha-
be. Die Ländlichen Struktur- und
Entwicklungsanalysen hätten hier
sehr gute Rahmenbedingungen ge-
schaffen, um die Menschen in der
Region zu ermuntern „runde Tische“
zu bilden, sich auf gemeinsame Ent-
wicklungsziele zu verständigen und
Projekte zu erarbeiten, die die ländli-
chen Regionen vorangebracht hätten.
Speziell für den Bereich der ländli-
chen Regionalentwicklung werde es
in der neuen EU-Förderperiode mit
der Initiative „AktivRegion“ der
Landesregierung einen Strategie-
wechsel geben. AktivRegion stehe
für mehr Verantwortung an der Basis,
mehr privat-öffentliche Partnerschaf-
ten, größere Regionen, mehr Wirt-
schaftskraft und mehr Lebensqua-
lität. Dies seien optimale Vorausset-
zungen, um kreative und auch regio-
nalspezifisch angepasste Antworten
auf die Herausforderungen und
Chancen der demografischen Ent-
wicklung zu finden. In vielen ländli-
chen Regionen Schleswig-Holsteins
seien bereits Projekte initiiert wor-
den, um den demografischen Heraus-
forderungen zu begegnen, z.B.:

• in den Kreisen Dithmarschen und
Steinburg im Rahmen eines Mo-
dellvorhabens der Bertelsmann Stif-
tung „Demografischer Wandel in 
den Kommunen – Anforderungen
an Städte und Gemeinden der Zu-
kunft“
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• in der KERN Region Modellvor-
haben „Seniorenorientierter Wirt-
schaftsraum KERN“

• in der Region Schwentinetal/ Bar-
kauer Land, Kreis Plön mit dem
von Herrn Dr. Langfeldt heute
morgen beschriebenen Ansatz

• in der Gemeinde Büchen, Kreis
Herzogtum-Lauenburg „Büchen
2005/2050 – Lebensfähigkeit und
Attraktivität der ländlichen Re-
gion Büchen im demografischen
Wandel“.

„Und wir werden den künftigen Ak-
tivRegionen das Signal geben, dass
innovative Ansätze zur Bewältigung
des demografischen Wandels … be-
sonders gefördert werden können.
Wir wollen die AktivRegionen ermu-
tigen, ausgetretene Pfade zu verlas-
sen und neue Wege zu erproben, die
durchaus auf Widerstand stoßen kön-
nen und oft einen langen Atem erfor-
dern“, sagte der Minister. 
Amtsvorsteher Dr. Norbert Lang-

Neue Wege beschritt die Akademie
für die Ländlichen Räume Schles-
wig-Holsteins als sie am 20.02.2007
anlässlich der mehrtägigen Jahresta-
gung der Vereinigung der Straßen-
bau- und Verkehrsingenieure (VSVI)
und in Kooperation mit der VSVI
eine ganztägige Informations- und
Fortbildungsveranstaltung zum The-
ma „Ländlicher Wegebau in Schles-

wig-Holstein“ durchführte.
Das facettenreiche Programm, das
von Finanzierung über Regelwerke
bis hin zur Wegeunterhaltung reich-
te, lockte überraschend viele Teil-
nehmer ins Hohe Arsenal nach
Rendsburg. Sönke Hauschild (Bau-
ernverband SH) berichtete Anfang
März im Bauernblatt von seinen Ein-
drücken wie folgt:

feldt hatte zuvor von der Strategie
seiner Region berichtet, die sich des
Sensitivitätsmodells nach Prof. Ve-
ster bedient, um Erkenntnisse über
den Ist-Zustand zu erlangen, Wir-
kungen kommunalen Handelns
sichtbar machen und effizienter Han-
deln zu können.

* Die Organisation für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (OECD) ist
ein einzigartiges Forum, in dem die Regierun-
gen von 30 demokratischen Marktwirtschaf-
ten zusammenarbeiten, um die mit der Globa-
lisierung der Weltwirtschaft verbundenen
Herausforderungen im Wirtschafts-, Sozial-,
Umwelt-, und Governance-Bereich anzuge-
hen und aus den daraus erwachsenden Chan-
cen Nutzen zu ziehen. OECD-Mitgliedsstaa-
ten sind 19 europäische Staaten, darunter z.B.
auch Island, Norwegen und die Schweiz so-
wie Australien, Neuseeland, Japan, Korea,
Mexiko, Kanada und die USA.

Andrea Weigert,
Akademie für die Ländlichen Räume
Schleswig-Holsteins e.V.
unter Verwendung der „Gesamtbeurteilung
und Empfehlungen“ des OECD-Prüfberichts
zur Politik für ländliche Räume, 2007

Das Geschaffene für die Zukunft erhalten
aus: Bauernblatt für Schleswig-Holstein und Hamburg (9. Ausgabe vom 3. März 2007)
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„Über 150 Teilnehmer von Kommu-
nen, Verbänden und Organisationen
des ländlichen Raumes – darunter
kein Parlamentarier - hatten am
Dienstag voriger Woche nur ein
Ziel: Herauszufinden wie es um die
Zukunft des ländlichen Wegebaus
in Schleswig-Holstein bestellt ist.
Besonders in der Diskussion wurde
deutlich, dass sich dieses vor allem
als Finanzproblem darstellt. „Der
Sachverstand in den Kommunen ist
vorhanden, aber Politiker nehmen
die ländlichen Wege oft nur als Ko-
stenfaktor wahr“, machte Hermann-
Josef Thoben vom Landwirtschafts-
ministerium gleich zu Anfang der

Veranstaltung im Rendsburger Ho-
hen Arsenal auf ein Hauptproblem
aufmerksam. Man müsse daher ver-
mitteln, dass der ländliche Wegebau
alle angehe und ein Aktivposten sei. 
Thoben machte auf der Veranstal-
tung der Akademie für Ländliche
Räume deutlich, dass die Mittel
für den Wegebau im Landeshaushalt
deutlich gesenkt wurden. Er konnte
aber auch Positives berichten. So
befinde man sich in intensiven Ge-
sprächen mit Bauernverband und
Gemeindetag sowie den Wegeunter-
haltungsverbänden, um den ländli-
chen Wegebau „nach vorne zu brin-
gen“.

Über 150 Teilnehmer diskutierten in Rendsburg Lösungen für den ländlichen
Wegebau, darunter Vertreter des Bauernverbandes, der Wegeunterhaltungs-
verbände, und des Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche
Räume (Foto: Hauschild)
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Genug Geld vorhanden
Der Ministerialrat aus Kiel machte
den Gemeinden Mut: „Es soll keiner
sagen, es gebe kein Geld.“ Thoben
wies darauf hin, dass in dem ELER-
Programm der Europäischen Union
für Deutschland in den nächsten sie-
ben Jahren insgesamt 240 Mio. Euro,
zusätzlich kofinanziert durch das
Land, für einen Strauß von Maßnah-
men zur Verfügung ständen. Der We-
gebau bekäme davon nur eine Mio.
Euro ab. Daneben würden im
MLUR aus dem Schleswig-Holstein-
Fonds in den nächsten drei Jahren
4,2 Mio. Euro zur Verfügung stehen
„Es hindert uns aber in Brüssel oder
Berlin niemand daran, während der
nächsten Jahre mehr Fördergeld in
den Wegebau zu packen“, so Tho-
ben. Dies sei eine politische Ent-
scheidung, die ausschließlich auf
Landesebene zu treffen ist. 
Er zog aber noch einen größeren
Rahmen, indem er auf den Strategie-
wechsel der Landesregierung mit
dem Programm „AktivRegion“ hin-
wies. Ganz bewusst werde man die
Landwirte in dieses Programm mit
einbinden. Bei AktivRegion geht es
darum, dauerhafte regionale Netz-
werke zu schaffen und Projekte um-
zusetzen, die vor allem die Wirt-
schaftskraft der Region stärken. Da-
zu zähle auch die Verbesserung der
ländlichen Verkehrsinfrastruktur, so
Thoben.  Bis November müssen die
Regionen eine Entwicklungsstrate-
gie vorlegen und sich eine rechtliche
Organisationsstruktur geben, um

dann Anfang 2008 vom Land aner-
kannt werden zu können. Thoben
forderte dazu auf, sich zu beteiligen,
um im eigenen Interesse Schwer-
punkte setzen zu können.

Maistourismus belastet
Zu Finanzierungsmöglichkeiten im
Wegebau nahm Arne Loeper vom
Wirtschaftsministerium Stellung. Ab
2007 seien erstmals Unterhaltungs-
aufwendungen förderfähig, verbrei-
tete Loeper frohe Nachricht. Der Re-
gelsatz der Förderung betrage 60 %.
Ein besonderes Augenmerk legte er
auf das Radwegenetz im Lande. Hier
arbeite man bei den Fördermitteln
eng mit dem Landwirtschaftsmini-
sterium zusammen. 
In einer intensiven Diskussion wurde
kritisch angemerkt, dass der politisch
gewollte Bau von Biogasanlagen zu
einem „erhöhten Maistourismus“ auf
den ländlichen Wegen führe. Da kön-
ne sich die Politik nicht zugleich aus
dem Wegebau verabschieden.
Die Struktur der Wegeunterhaltung
ist vielfältig in Schleswig-Holstein.
Hier konnten Thorsten Grap aus
dem Kreis Steinburg sowie Bernd
Piper aus dem Kreis Nordfriesland
aus der Praxis berichten. Grap erläu-
terte, dass der Wegeunterhaltungs-
verband im Kreis Steinburg eine
Umlage von 35 Cent je Quadratme-
ter Schwarzdecke sowie 5 Cent je
Quadratmeter Betonfläche von den
Mitgliedskommunen erhebe. Mit-
glieder sind fast alle Kommunen im
Kreis. Der Verband übernimmt die
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Deckenunterhaltung und Erneue-
rung, was das Asphaltieren und das
Ausbessern von Schlaglöchern so-
wie das Aufgießen von Rissen be-
trifft. Auch die Grunderneuerung der
Schwarzdecken wird vom Verband
übernommen.

Angleichen von Banketten
Nebenarbeiten gehen dagegen zu La-
sten der Mitgliedskommune. Eine
Ausnahme macht man lediglich bei
Fräsarbeiten und beim Angleichen
von Banketten. Gerechnet ist die
Umlage auf eine Grunderneuerung
alle 15 Jahre. Grap erläuterte aber,
dass die meisten Wege in den fünfzi-
ger und sechziger Jahren geschaffen
wurden und für die heutige Bean-
spruchung nicht ausgestattet seien.
Dieses führe in der Wegeunterhal-
tung zu erheblichen Kostensteige-
rungen.
In Nordfriesland wird eine Umlage
von 10 bis 20 Cent je Quadratmeter
erhoben. „Das ist eigentlich nicht
ausreichend“, erklärte Bernd Piper.
Die Tiefbauabteilung des Kreises un-
ternimmt gemeinsam mit den Ge-
meinden eine jährliche Wegeschau
und erstellt auf der Basis einen Un-
terhaltungsplan inklusive Kostener-
mittlung. 
Damit hat die Gemeinde eine Über-
sicht über die jährlichen Gesamtko-
sten und kann durch frühzeitiges
Eingreifen größere Schäden an den
Wegen vermeiden. Die Wegeunter-
haltung erfolgt nach Priorität. So
kann eine Straße mit Schulwegfunk-

tion beispielsweise früher erneuert
werden. Die Kosten für die Instand-
haltung sind auch im Kreis Nord-
friesland in den vergangenen Jahren
erheblich gestiegen.

Dass die technische Sanierungsbe-
dürftigkeit und die wirtschaftliche
Sanierungsmöglichkeit der Wege
durchaus nicht immer übereinstim-
men, erklärte Carsten Oelkers vom
Nordlabor in Pinneberg. Er sprach
sich für ein Instandhaltungskonzept
aus, in das der Zustand und die Be-
anspruchung des Weges einfließen,
um anschließend eine Restnutzungs-
dauer zu definieren. Dies sei wesent-
lich, um eine Kostenanalyse vorneh-
men zu können. 
Diesem Schritt hin zur Professionali-
sierung der Wegeunterhaltung setzte
Christoph F.J. Schröder vom Amt für
Verkehr und Straßenwesen in Ham-
burg noch eines drauf. Hamburg bi-
lanziert seine Wege seit kurzem als
Anlagevermögen. Dazu hat die Han-
sestadt den Zustand der Wege mittels
eines Messfahrzeugs erfasst und be-
wertet. „Damit gehen die Straßen in
die Vermögensbilanz Hamburgs ein
und wir wissen, was wir tun müssen,
um den Wert zu erhalten oder zu ver-
bessern“, erläuterte Schröder. 
Während die Belastungen der
Straßen durch Verkehr insgesamt zu-
nehme, sei in der Stadt inzwischen
eine Sättigungsgrenze erreicht, be-
richtete Schröder. Er machte aber
darauf aufmerksam, dass insbesonde-
re der Schwerlastverkehr die Straßen
über die Maßen beanspruche. 



TTT April 2007

29

Schwerlastverkehr der Tod
Das unterlegte Holger Lorenzl von
der technischen Universität Braun-
schweig mit „belastbaren“ Daten. So
belastet ein Sattelschlepper mit einer
Achslast von 10 t die Straße zehntau-
sendfach mehr als ein normaler
PKW. Selbst im Vergleich zu einem
Schlepper mit einem Gesamtgewicht
von 7 t ist es immerhin noch das 131-
fache. Besonders eindrücklich wurde
dies anhand eines Kippers darge-
stellt. Der unbeladene Kipper mit ei-
nem Gewicht von 4 t könne im Ver-
gleich zu einem voll beladenen Kip-
per mit 18 t über 250 Mal dieselbe
Straße befahren, bevor er zur selben
Belastung führe, erklärte Lorenzl. 
Thoben hob  hervor, dass die ge-
meinsame Arbeitsgruppe von Bau-

ernverband, Gemeindetag und We-
geunterhaltungsverbänden es ge-
schafft habe, das Thema des ländli-
chen Wegebaus in das Bewusstsein
der Öffentlichkeit zu bringen. Man
werde weiter daran arbeiten, denn
dieses sei die Voraussetzung dafür,
dass die ländlichen Wege als bedeut-
sam für die Wirtschaftskraft und Le-
bensqualität im ländlichen Raum
wahrgenommen werden.“

Sönke Hauschild, Bauernblatt

Für Interessierte:
Die Referate der Veranstaltung in Rendsburg
stehen auf der Internetseite der Akademie für
die Ländlichen Räume zum Download bereit:
www.alr-sh.de (s. dort unter Infothek). Bei
weiterführenden Fragen wenden Sie sich bit-
te an Torsten Sommer in der Geschäftsstelle
der ALR: Tel. 04321/9071-52 oder per E-
Mail: torsten.sommer@alr-sh.de

Die Wiedingharder Energie Gesell-
schaft mbH (WEG) hat einen Weg
erarbeitet, die Region an der däni-
schen Grenze mit ihren 4500 Men-
schen zu 100 Prozent zu jeder Zeit
und an jedem Ort mit erneuerbaren
Energien zu versorgen – in den Be-
reichen Strom, Wärme und Mobi-
lität.

Auf einer gemeinsamen Veranstal-
tung der Akademie für die Ländli-
chen Räume und dem Regionalma-
nagement Südtondern stellte die

WEG rund 100 Besuchern ihre  Plä-
ne vor, unter ihnen auch Ministerial-
rat Dr. Gerhard Burian vom öster-
reichischen Bundesministerium für
Wirtschaft und Arbeit. Die gleich
große Gemeinde Güssing in seiner
Heimat im waldreichen Burgenland
lebt bereits seit zehn Jahren unab-
hängig von überregionalen Ener-
gieversorgern (autark). Dr. Burian
erläuterte den Wandel: Aus der
klei-nen Kommune hinter dem „Ei-
sernen Vorhang“ ohne Industrie,
mit hoher Arbeitslosigkeit, einer

Energiepioniere in der Sackgasse
Artikel über die Veranstaltung „Innovative Energiekonzepte in ländlichen
Räumen:“ Das Modell: „Wiedingharde Energie WEG“, am 29. 3. 2007“
aus: Nordfriesland Tageblatt vom 5. April 2007, Seite 15 (Südtondern Nachrichten) 
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hohen Abwanderung, kleinstruktu-
rierter Landwirtschaft und schlechter 
Verkehrsinfrastruktur sei ein kleiner
Industriestandort entstanden, weil
man energieintensiven Unternehmen
preiswerte Energie anbieten konnte.
In einer Kooperation von Gemeinde,
Technischer Universität Wien und
Industrie sind in Güssing ein Techno-
logiezentrum, ein Heizwerk, eine
Biogasanlage sowie Tankstellen für
Raps- und Frittieröl entstanden. 25
Mio. Euro seien allein in eine Photo-
voltaikanlage geflossen. Der Erfolg:
Über 50 neue Betriebe, darunter ein
Parkettproduzent, hätten sich dort
angesiedelt und mehr als 1000 neue
Arbeitsplätze geschaffen. Der Ge-
meinde Güssing gehe es heute gut,

der größte Teil der Wertschöpfung
bleibe in der Region.
Die Wiedingharde möchte den Öster-
reichern nun nacheifern. Doch „das
Konzept von Güssing ist natürlich
nicht 1:1 übertragbar“, warnte Dr.
Burian. „Unsere Studie belegt, dass
zum Beispiel der Bedarf an Wärme-
energie in der Wiedingharde mehr
als doppelt so hoch ist, wie der
Strombedarf“, unterstrich Klaus Er-
ichsen. Der Niebüller ist Gesell-
schafter der WEG sowie Mitverfas-
ser einer 700-Seiten-Studie, die 2006
vom Ministerium für ländliche Räu-
me des Landes Schleswig-Holstein
und der Bingo-Umweltlotterie mit
über 100.000 Euro gefördert wurde.
„Gut ein Drittel des Wärmebedarfs
ließe sich allein durch Gebäudedäm-
mung einsparen. Zur Deckung der
verbleibenden zwei Drittel könnten
Holzpelletheizungen, Blockheiz-
kraftwerke, Scheitholz- und Holz-
hackschnitzelheizungen sowie So-
larthermieanlagen zur Heizungs- und
Brauchwassererwärmung beitra-
gen“. Doch Aventoft, Emmelsbüll-
Horsbüll, Friedrich-Wilhelm-
Lübcke-Koog, Klanxbüll und Ro-
denäs möchten noch mehr: Die in der
Studie errechneten Überschüsse aus
der Stromeinspeisung und dem Wär-
meverkauf in Höhe von 260.000 Eu-
ro sollen neue Arbeitsplätze finan-
zieren helfen sowie für Schulungen
und Beratung von Privathaushalten,
Landwirtschaft und Handwerk aus-
gegeben werden. Wissen soll Kin-
dern und anderen Interessierten an

Klaus Erichsen, Geschäftsführer der
Wiedingharder Energie Gesellschaft
mbH, erläutert das Konzept der WEG.

(Foto: Weigert)
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einem Energielehrpfad vermittelt
werden. Ebenso geplant sind finanzi-
elle Direkthilfen für Investitionen
von Hausbesitzern und zur Umrü-
stung von Fahrzeugen.
Seit einem halben Jahr sind die Pläne
allerdings ins Stocken geraten, Der
Energiemix sieht drei Windkraftan-
lagen vor – und die möchte das Land
trotz seiner grundsätzlichen Zustim-
mung zu dem Gesamtprojekt nicht
genehmigen. Dazu sei ein Zielabwei-
chungsverfahren nötig. Die Wind-
kraft sei jedoch ein fester Bestandteil
des Konzeptes, so Klaus Erichsen.

„Wir wollen von niemandem einen
Zuschuss, wir brauchen die Geneh-
migung.“
Rüdiger v. Plüskow, Staatssekretär
a.D. und Vorsitzender der Akademie
bietet Hilfe an: „Wir können vermit-
teln, es ist ein gutes Konzept, das in
die Landschaft passt.“ Ministerialrat
Dr. Gerhard Burian machte den
Nordfriesen Mut: „Das Konzept soll-
te auch ohne Windkraftanlagen um-
setzbar sein, es ist zu gut, um es ster-
ben zu lassen.“

Stephan Bülck, sh:z
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„Für ein starkes Europa“

Berliner Erklärung
Von den 27 Staats- und Regierungschefs wurde anlässlich des 50. Jahres-
tages am 25.4.2007 die von der deutschen Ratspräsidentschaft verfasste
Berliner Erklärung unterzeichnet. Sie stellt eine zwar juristisch unverbindli-
che Absichtserklärung dar, soll aber nach der Vorstellung des Europäischen
Rates eine Orientierung stiftende Wirkung entfalten.

Erklärung anlässlich des 50. Jah-
restages der Unterzeichnung der
Römischen Verträge

Europa war über Jahrhunderte eine
Idee, eine Hoffnung auf Frieden und

Verständigung. Diese Hoffnung hat
sich erfüllt. Die europäische Eini-
gung hat uns Frieden und Wohlstand
ermöglicht. Sie hat Gemeinsamkeit
gestiftet und Gegensätze überwun-
den. Jedes Mitglied hat geholfen,

Am 25.03.2007 wurde der 50. Jah-
restag der Unterzeichnung der Rö-
mischen Verträge in Berlin feierlich
begangen. „Wir feiern heute ein hal-
bes Jahrhundert europäische Eini-
gung“, sagte EU-Kommissionsprä-
sident José Manuel Barroso. „Wir
haben allen Grund, uns darüber zu
freuen. Wir tun dies in Berlin, der
Hauptstadt des vereinten Deutsch-
land. Von Anfang an war Deutsch-
land ein verlässliches und treibendes
Mitglied dieses vereinten Europas.
Die Europäische Union von heute –
unser erweitertes Europa – gäbe es

nicht ohne das Engagement und die
Solidarität Deutschlands.“
„Berlin ist somit auch ein Symbol
des vereinten und neuen Europas.
Allein die Tatsache, dass diese Sie-
benundzwanzig hier und heute in
Berlin versammelt sind und feiern,
ist eine Erklärung an sich: Eine De-
monstration eines geeinten und frei-
en Europas. Vor nicht einmal 20 Jah-
ren war dies noch undenkbar.“ Präsi-
dent Barroso rief zu gemeinsamem
Handeln in Europa auf: „Together, I
believe we can win: Europa gelingt
gemeinsam.“
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Europa zu einigen und Demokratie
und Rechtsstaatlichkeit zu stärken.
Der Freiheitsliebe der Menschen in
Mittel- und Osteuropa verdanken
wir, dass heute Europas unnatürliche
Teilung endgültig überwunden ist.
Wir haben mit der europäischen Ei-
nigung unsere Lehren aus blutigen
Auseinandersetzungen und leidvol-
ler Geschichte gezogen. Wir leben
heute miteinander, wie es nie zuvor
möglich war.
Wir Bürgerinnen und Bürger der Eu-
ropäischen Union sind zu unserem
Glück vereint.

I.
Wir verwirklichen in der Europäi-
schen Union unsere gemeinsamen
Ideale: Für uns steht der Mensch im
Mittelpunkt. Seine Würde ist unan-
tastbar. Seine Rechte sind unver-
äußerlich. Frauen und Männer sind
gleichberechtigt.
Wir streben nach Frieden und Frei-
heit, nach Demokratie und Rechts-
staatlichkeit, nach gegenseitigem Re-
spekt und Verantwortung, nach
Wohlstand und Sicherheit, nach Tole-
ranz und Teilhabe, Gerechtigkeit und
Solidarität. 
Wir leben und wirken in der Europäi-
schen Union auf eine einzigartige
Weise zusammen. Dies drückt sich
aus in dem demokratischen Mitein-
ander von Mitgliedstaaten und eu-
ropäischen Institutionen. Die Eu-
ropäische Union gründet sich auf
Gleichberechtigung und solidari-

sches Miteinander. So ermöglichen
wir einen fairen Ausgleich der Inter-
essen zwischen den Mitgliedstaaten.
Wir wahren in der Europäischen Uni-
on die Eigenständigkeit und die viel-
fältigen Traditionen ihrer Mitglieder.
Die offenen Grenzen und die lebendi-
ge Vielfalt der Sprachen, Kulturen
und Regionen bereichern uns. Viele
Ziele können wir nicht einzeln, son-
dern nur gemeinsam erreichen. Die
Europäische Union, die Mitgliedstaa-
ten und ihre Regionen und Kommu-
nen teilen sich die Aufgaben.

II.
Wir stehen vor großen Herausforde-
rungen, die nicht an nationalen
Grenzen halt machen. Die Europäi-
sche Union ist unsere Antwort dar-
auf. Nur gemeinsam können wir un-
ser europäisches Gesellschaftsideal
auch in Zukunft bewahren zum
Wohl aller Bürgerinnen und Bürger
der Europäischen Union. Dieses eu-
ropäische Modell vereint wirtschaft-
lichen Erfolg und soziale Verantwor-
tung. Der Gemeinsame Markt und
der Euro machen uns stark. So kön-
nen wir die zunehmende weltweite
Verflechtung der Wirtschaft und im-
mer weiter wachsenden Wettbewerb
auf den internationalen Märkten
nach unseren Wertvorstellungen ge-
stalten. Europas Reichtum liegt im
Wissen und Können seiner Men-
schen; dies ist der Schlüssel zu
Wachstum, Beschäftigung und so-
zialem Zusammenhalt.
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Wir werden den Terrorismus, die or-
ganisierte Kriminalität und die ille-
gale Einwanderung gemeinsam
bekämpfen. Die Freiheits- und Bür-
gerrechte werden wir dabei auch im
Kampf gegen ihre Gegner verteidi-
gen. Rassismus und Fremdenfeind-
lichkeit dürfen nie wieder eine
Chance haben.
Wir setzen uns dafür ein, dass Kon-
flikte in der Welt friedlich gelöst und
Menschen nicht Opfer von Krieg,
Terrorismus oder Gewalt werden.
Die Europäische Union will Freiheit
und Entwicklung in der Welt för-
dern. Wir wollen Armut, Hunger und
Krankheiten zurückdrängen. Dabei
wollen wir auch weiter eine führen-
de Rolle einnehmen.
Wir wollen in der Energiepolitik und
beim Klimaschutz gemeinsam vor-
angehen und unseren Beitrag leisten,
um die globale Bedrohung des Kli-
mawandels abzuwenden.

III.
Die Europäische Union lebt auch in

Zukunft von ihrer Offenheit und
dem Willen ihrer Mitglieder, zu-
gleich gemeinsam die innere Ent-
wicklung der Europäischen Union
zu festigen. Die Europäische Union
wird auch weiterhin Demokratie,
Stabilität und Wohlstand jenseits ih-
rer Grenzen fördern.
Mit der europäischen Einigung ist
ein Traum früherer Generationen
Wirklichkeit geworden. Unsere Ge-
schichte mahnt uns, dieses Glück für
künftige Generationen zu schützen.
Dafür müssen wir die politische Ge-
stalt Europas immer wieder zeit-
gemäß erneuern. Deshalb sind wir
heute, 50 Jahre nach der Unterzeich-
nung der Römischen Verträge, in
dem Ziel geeint, die Europäische
Union bis zu den Wahlen zum Eu-
ropäischen Parlament 2009 auf eine
erneuerte gemeinsame Grundlage zu
stellen.

Denn wir wissen: Europa ist unsere
gemeinsame Zukunft.

Europa im Haus der Akademien 
Ausstellungs- und Informationswoche des EUROPE DIRECT und der Um-
weltakademie anlässlich des 50. Jahrestages der Römischen Verträge

Am Sonntag, den 25. März hat die
Europäische Union Geburtstag. Mit
der Unterzeichnung der Römischen
Verträge am 25. März 1957 wurde
der Grundstein für die Europäische

Familie gelegt. Fünfzig Jahre sind
jetzt vergangen - und wir kommen
einander noch immer näher. Trotz
bleibender Verschiedenheit in Kul-
tur, Sprache und Traditionen stützt
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sich unsere Einheit auf gemeinsame
Werte: Freiheit, Demokratie,
Rechtsstaatlichkeit, Achtung der
Menschenrechte und Gleichheit. Bei
aller Kritik haben wir viel zu feiern.

Dieses Jubiläum nahmen die EU-

ROPE DIRECT-Informationsstelle
bei der Akademie für die Ländlichen
Räume und die Akademie für Natur
und Umwelt des Landes Schleswig-
Holstein zum Anlass, in der Woche
vom 26. bis zum 30. März über die
Arbeit der EU zu informieren. 

Eine neue Internetseite http://euro-
pa.eu/success50/index_de.htm der
EU-Kommission zeigt, was die eu-
ropäische Einigung den Menschen
bringt. „50 Wege vorwärts  –  Euro-
pas größte Erfolge“ ist als virtuelle
Ausstellung angelegt. Wer einen
der vielen Räume „betritt“, findet
sich in einer Galerie mit thematisch
orientierten Fotos wieder. Die The-

men reichen von den neuen „eu“-
Internetadressen bis zu verbillig-
ten Fugtickets. Es gibt Informa-
tionen darüber, wie die Polizei
durch Zusammenarbeit mehr Ver-
brechen aufklärt, wie wir sauberere
Autos bekommen und wie man
leichter mit Hund und Katze reisen
kann. Eine Broschüre ist in Vorbe-
reitung.

Die landesweite Fachgruppe „Mobilität/Verkehr“ in der „Europahalle“ anläss-
lich der Informationswoche im Rahmen der Aktionen zu 50 Jahren Römische
Verträge (Foto Weigert)

Neue Website „50 Wege vorwärts“
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Europa-Defizit in deutschen Klassenzimmern
aus: EU-Nachrichten, Brüssel/Berlin, 20.03.2007

Europa ist Randthema in deutschen
Lehrplänen und findet wenig Auf-
merksamkeit in der Schule. Das ist
das Ergebnis der Studie „Die eu-
ropäische Dimension in den Lehr-
plänen der deutschen Bundeslän-
der“, die von der Vertretung der Eu-
ropäischen Kommission in Deutsch-
land in Auftrag gegeben wurde. Die
Europäische Akademie Berlin
(EAB) analysierte die Rahmenlehr-
pläne aller deutschen Bundesländer
hinsichtlich der Vermittlung von
Wissen und Einstellungen zu Eu-
ropa. Hintergrund sind die Beschlüs-
se der Kultusministerkonferenz
(KMK) von 1978 und 1990, die eu-
ropäische Dimension im Schulunter-
richt zu stärken. Die [Ende März
2007] vorgestellte Studie ist die erste
vergleichende Analyse dieser Art.
Dr. Gerhard Sabathil, Leiter der Ver-
tretung der EU-Kommission in
Deutschland, dazu: „Die Studie
zeigt, dass Europa noch immer nicht
ausreichend in den deutschen Klas-
senzimmern angekommen ist. ...am
25. März, feierte die EU ihren 50.
Geburtstag. Wie kann es sein, dass
insbesondere junge Menschen auch
nach 50 Jahren wenig über Europa
wissen? Schulen stehen in der Ver-
antwortung, was die Vermittlung
von Wissen über Europa betrifft. …
Nur, wenn junge Menschen mit
handfestem Wissen über Europa

ausgestattet sind, können sie als Ge-
stalter und Entscheider von morgen
ihre Vorteile und Chancen in Europa
nutzen.“…
Als Unterrichtsgegenstand käme die
Europäische Union in allen Bundes-
ländern vor, betonte der Leiter der
Europäischen Akademie Berlin,
Prof. Eckart Stratenschulte. Der
Kultusministerkonferenz gehe es
aber um mehr, nämlich um das kon-
sequente Herstellen europäischer
Bezüge auch in Fächern wie
Deutsch, den Fremdsprachen oder
Kunst. Zudem stellte die Studie fest,
dass die schulische Europabildung
stark von dem Interesse und Engage-
ment des einzelnen Lehrers abhängt.
Bessere Unterrichtsmaterialien so-
wie mehr Unterstützung, Motivation
und Fortbildung der Lehrerschaft
stellen damit wirksame Instrumente
dar, um den Beschluss der KMK
besser umzusetzen…
Die vollständige Studie finden Sie
auf der Webseite der Vertretung der
Europäischen Kommission in
Deutschland:
http://ec.europa.eu/deutschland/pdf/
work_study/eab_studie.pdf.

Ergebnis für Schleswig-Holstein 
Schleswig-Holstein bewegt sich im
Ländervergleich in der Bewertung
im unteren Drittel zusammen mit
dem Saarland, Bayern, Bremen und
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Mecklenburg-Vorpommern. An dem
Lehrplan zeige sich, dass die Ent-
scheidung über Europa im Unter-
richt bei der Lehrkraft liege, heißt es
in der Studie. Der Beschluss der
Kultusministerkonferenz sei nicht
adäquat umgesetzt. Zwar komme
Europa als Thema vor, wenn die
Lehrer es auswählten, aber nicht als
Bezugspunkt bei der Behandlung
anderer politischer, sozialer und
ökonomischen Themen – zumindest
soweit der Lehrplan es ausweise. Im
Europa-Zeugnis für den Politikun-
terricht in der Sekundarstufe II wur-

de Schleswig-Holstein daher die No-
te 3 ausgestellt. 
Beim Lehrplanvergleich für Europa
im Deutschunterricht der Sekundar-
stufe I bekam Schleswig-Holstein,
wie die meisten anderen Bundeslän-
der auch, nur die Note 4. Hier liegen
Sachsen und Sachsen-Anhalt vorne,
denen jeweils die Note 2 attestiert
wurde. Die Lehrplananalyse Eng-
lisch ergab für Schleswig-Holstein
die Note 3. Hier glänzten die beiden
Länder Brandenburg und Sachsen-
Anhalt mit einer 1, weitere 3 Länder
wurden mit der Note 2 bewertet.

„Nürnberger Erklärung:“
Ziele der deutschen Ratspräsidentschaft im Bereich
nachwachsender Rohstoffe als Chance für den
ländlichen Raum

In den Schlussfolgerungen der EU-
Präsidentschaftskonferenz zu nach-
wachsenden Rohstoffen ("Fuelling
the Future"), die am 6. März in
Nürnberg zu Ende ging, hoben die
über 250 Teilnehmer aus 25 EU-Mit-
gliedstaaten die Bedeutung der
nachwachsenden Rohstoffe hervor
und präzisierten den Handlungsbe-
darf für deren weiteren Ausbau in
der EU wie folgt:

1. Anspruchsvolle Ziele beim Aus-
bau der erneuerbaren Energien
festlegen
• Im Jahr 2020 sollen in der

Europäischen Union mindes-
tens  20 % des Primärenergie-
verbrauchs durch erneuerbare
Energien gedeckt werden. 

• Im Jahr 2010 sollen in den Mit-
gliedstaaten mindestens 5,75 %
der Kraftstoffe biogenen Ur-
sprungs sein, im Jahr 2020 soll
der Anteil verbindlich mindes-
tens 10 % betragen.
Dazu sind die geltenden Bei-
mischungsgrenzen für Biokraft-
stoffe auf europäischer Ebene
anzuheben. Im Rahmen der
Novellierung der Kraftstoff-
qualitätsrichtlinie müssen die
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Voraussetzungen für höhere
Beimischungsquoten (B10 und
E10) geschaffen werden. Die 
Automobilindustrie wird aufge-
fordert, diesen Prozess durch
passende technische Lösungen
zu begleiten.

• Die EU-Kommission wird auf-
gefordert, Vorschläge für einen
EU-Rahmen zur Förderung der
Wärme- und Kälteerzeugung
aus erneuerbaren Energien vor-
zulegen.

2. Brachliegende Potenziale 
nachwachsender Rohstoffe er-
schließen
• Biogene Reststoffe müssen ver-

stärkt der bioenergetischen Nut-
zung zugeführt werden. 

• Die obligatorische Flächenstill-
legung ist nicht mehr zeitgemäß
und muss auf EU-Ebene been-
det werden.

3. Den Anbau von nachwachsen-
den Rohstoffen nachhaltig ge-
stalten
• Auch die Erzeugung importier-

ter Biomasse darf nicht zur Zer-
störung wertvoller Lebensräu-
me führen. 

• Die EU-Kommission wird auf-
gefordert, Vorschläge für ein ef-
fizientes und WTO-konformes
Zertifizierungssystem für die
Erzeugung und den Import von
nachwachsenden Rohstoffen zu 
entwickeln. 

• Die dezentrale Nutzung nach-
wachsender Rohstoffe bietet
besondere Chancen für ländli-
che Räume. Die Mitgliedstaaten 
sollten dabei den vorhandenen 
Förderrahmen innerhalb der 
Gemeinsamen Agrarpolitik nut-
zen.

4. Innovative Technologien voran-
bringen
• Die Nutzung nachwachsender

Rohstoffe muss ökonomisch ef-
fizient und gleichzeitig ökolo-
gisch effektiv erfolgen, um eine
ausgewogene Entwicklung zu
gewährleisten. 

• Forschung, Entwicklung und 
Demonstration zu innovativen
Technologien sind deshalb zen-
trale Aufgaben. Die Technolo-
gieplattformen auf europäischer 
Ebene werden ausdrücklich be-
grüßt, da eine Vernetzung hier 
essentiell ist. 

• Besondere Anstrengungen sind 
erforderlich, um Kraftstoffen
der 2. Generation und der Ein-
speisung von Biogas in Gasnet-
ze zum breiten Markteintritt zu
verhelfen.

5. Die industrielle Nutzung nach-
wachsender Rohstoffe ausbauen
• Die KOM wird aufgefordert,

auch einen Biomasseaktions-
plan für die stoffliche Nutzung
nachwachsender Rohstoffe zu
erarbeiten.
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Das europaweite Beratungsnetzwerk
„Eurojus“ richtet sich an all jene
Bürger, die Fragen zum Gemein-
schaftsrecht und dessen Anwendung
im nationalen Recht haben. In
Deutschland wird der Eurojus Servi-
ce auch „Bürgerberater“ genannt.
Die Bürgerberaterin bei der Vertre-
tung der Europäischen Kommission
ist Claudia Keller. Sie gibt Informa-
tionen und Rechtsauskünfte insbe-
sondere zu Themen wie:

• Umzug innerhalb der EU 
• Anerkennung von Berufsab-

schlüssen und Diplomen 
• Soziale Sicherheit (Arbeitslo-

sigkeit, Krankenversicherung,
Renten, Familienleistungen) 

• Recht zu arbeiten und Aufent-
haltsrecht in anderen Mitglied-
staaten der EU 

• Führerscheinregelungen 
• Verbraucherschutz 
• Gleichbehandlung nach dem

Vertrag zur Gründung der Eu-
ropäischen Gemeinschaft (EG) 

• Rechtsschutz in der EU 
• Erweiterung der EU

Der Eurojus Service ist kostenlos
und steht jedem Bürger offen. Bei
Fragen zum nationalen Recht oder

Fragen zum Internationalen Pri-
vatrecht kann er jedoch nicht weiter-
helfen. Ebenso wenig kann er an-
waltliche Hilfe und die Beratung bei
einer Klageeinreichung ersetzen.

Kontakt 
Adresse
Claudia Keller, Europäische Kom-
mission, Vertretung in Deutschland
Unter den Linden 78, 10117 Berlin
Tel.: 030/2280-2450 (nur freitags),
Fax: 030/2280-2880, E-Mail: eu-de-
buergerberater@ec.europa.eu

Die Bürgerberaterin informiert und
berät in eigener Verantwortung. Die
Europäische Kommission über-
nimmt keine Haftung für die Aus-
künfte. 
Sie können Claudia Keller per Tele-
fon, E-Mail oder schriftlich kontak-
tieren. Zudem hält sie Sprechstun-
den in den Vertretungen der Europäi-
schen Kommission in Deutschland
ab (freitags 9.00 bis 16.30 Uhr). Für
eine persönliche Beratung ist eine
Anmeldung erforderlich. Bitte ge-
ben Sie bei Anfragen stets Namen,
Adresse, Telefonnummer und, falls
vorhanden, Ihre E-Mail-Adresse
oder Faxnummer an.

Europaweites Beratungsnetzwerk „Eurojus“ gibt
Antworten auf Rechtsfragen
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Wie sehen junge Leute ihr Leben in
Europa? Was ist europäisch? Gibt es
ein europäisches Lebensgefühl?
Die Plattform Youthphotos.eu ist mit
einem Fotowettbewerb an den Start
gegangen. Fotografen unter 27 Jah-
ren können sich jetzt auf die Suche
nach Motiven machen. Gesucht wer-
den Bilder, die Europa aus der Sicht
von Jugendlichen zeigen. Sowohl

Einzelfotos als auch Fotoserien sind
möglich. Zu gewinnen gibt es ein
Canon EOS Kamera Kit, eine Re-
cherchefahrt nach Zypern und ver-
schiedene Softwarepakete. Die Eu-
ropäische Kommission unterstützt
den Wettbewerb. Bis zum 31. Mai
können hier Wettbewerbsbeiträge
hochgeladen werden: www.youth-
photos.eu.

Fotowettbewerb: Europäisches Lebensgefühl

Im Rahmen des Programms „ Ju-
gend in Aktion“ ruft die Eu-Kom-
mission auf, Vorschläge für die Zu-
sammenarbeit mit Jugendlichen ein-
zureichen, die aus Staaten kommen,
die nicht Nachbarstaaten der EU
sind. Fördermittel von insgesamt 2,3
Millionen Euro stehen bereit für Ju-

gendbildung, Erfahrungsaustausch
und zum Aufbau dauerhafter Netz-
werke zwischen internationalen Ju-
gendorganisationen.
Einreichfrist: 31.5.2007
Weitere Informationen: http://ea-
cea.ec.europa.eu/youth/calls2007/in
dex  en.htm

Ausschreibung Jugend für die Welt
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L I TERATURT IPPS
Rechtsformen für die übergemeindliche Zusammenarbeit zur gesamt-
heitlichen Gebietsentwicklung

Die Broschüre umfasst 111 Seiten
und enthält diverse Beiträge aus
Theorie und Praxis zur gleichna-
migen Tagung der Bayerischen
Akademie Ländlicher Raum in
Zusammenarbeit mit dem Bayeri-
schen Gemeindetag am 20. Juli 2006

in Neustadt a.d. Aisch.

Bezugsquelle: Bayerische Akademie
Ländlicher Raum e. V., Posener Str.
55, 81929 München, Telefon-Nr.
089 2182-2332 oder www.akade-
mie-bayern.de, Preis: 8 Euro

Neue Arbeitsplätze im ländlichen Raum – Von Utopien zu realen Taten!

Die Broschüre umfasst 71 Seiten
und enthält diverse Beiträge aus
Theorie und Praxis zur gleichnami-
gen Tagung der Bayerischen Akade-
mie Ländlicher Raum in Zusammen-
arbeit mit dem Lehrstuhl für Wirt-
schaftslehre des Landbaus der TU
München-Weihenstephan am 26.

April 2006 im Freilichtmuseum
Glentleiten. 

Bezugsquelle: Bayerische Akademie
Ländlicher Raum e. V., Posener Str.
55, 81929 München, Telefon-Nr.
089 2182-2332 oder www.akade-
mie-bayern.de, Preis: 8 Euro

Dorf vital – So werden unsere Dörfer fit für die Zukunft

Bericht über ein Aktionsprogramm
zur ländlichen Entwicklung in Bayern.

Rezension:
Man nehme … mindestens zehn in-
teressierte Leute, ein klares Ziel,
einen engagierten Bürgermeister als
Motor, fachliche Betreuung, z. B.
durch das Amt für Ländliche Ent-

wicklung oder engagierte Partner …
und würze … mit vielen guten Ideen,
einer Prise Ehrgeiz … füge hinzu …
eine Menge Zeit, das nötige Geld …
koche es … auf großer Flamme bei
viel Idealismus und Engagement …
und serviere mit … Spaß und Unter-
haltung. So gelingt es einem Dorf
in Flughafennähe genauso, seine
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Identität zu bewahren, wie einem
fern von Verkehrs- und Entwick-
lungsachsen liegenden Dorf, seine
Vitalität zu verbessern. Unabhängig
davon sind aber zwei Aufgaben in
allen Dörfern stets gleich aktuell: 
Erstens – was tun mit vorhandener
oder künftiger leer stehender Bau-
substanz, vielfach in der Dorfmitte,
meist ortsbildprägend oder sogar
denkmalgeschützt? Zweitens – wie
bleibt die Mitte des Dorfes vital?
Um die Innenentwicklung in den
Dörfern Bayerns zu fördern, hat das
Bayerische Staatsministerium für
Landwirtschaft und Forsten im Rah-
men der Dorferneuerung das Ak-
tionsprogramm Dorf vital ins Leben
gerufen.
Letztes Jahr wurde dazu in Bayern
ein Wettbewerb ausgelobt. Die Er-
gebnisse des Wettbewerbs doku-
mentiert eine 48-seitige Broschü-

re mit 86 Bildern. Patentrezepte
oder Planungskonzepte werden
natürlich nicht geliefert, dafür
aber ein ganzer Strauß an Ideen. 
Die Dokumentation liest sich leicht
und ist erfrischend konkret; sie
macht Lust, bei den genannten An-
sprechpartnern genauer nachzufra-
gen. Sie ist tatsächlich die von den
Wettbewerbsinitiatoren beabsichtig-
te Ideensammlung mit Impulsgeber-
funktion für vitale Dörfer – nicht nur
– in Bayern.

Die Dokumentation ist kostenlos er-
hältlich beim Bayerischen Staats-
ministerium für Landwirtschaft und
Forsten, Abteilung Ländlicher Raum
und Landesentwicklung,
Ludwigstraße 2, 80539 München,
Telefon: 089 2182-2336,
Poststelle@stmlf.bayern.de;
www.landesentwicklung.bayern.de

50 Fragen an die Bürgerberaterin: Neue Broschüre zum Thema Europa
im Alltag

Das Flugzeug ist weg, aber ich stehe
immer noch hier – welche Rechte
habe ich? Wie finde ich Arbeit in ei-
nem anderen EU-Mitgliedstaat? Ich
habe während des Urlaubs ein Gerät
gekauft, jetzt funktioniert es nicht –
was kann ich tun? 
Das Leben der Menschen in
Deutschland wird immer europäi-
scher, und damit gibt es neue Fragen.
Eine Broschüre der deutschen Kom-
missionsvertretung beantwortet die

gängigsten von ihnen. PDF-
Download unter http://ec.europa.
eu/deutschland/service/
legal  questions/index  de.htm 

Bestellung der Broschüre über das
EUROPE DIRECT-Forum für länd-
liche Entwicklung Schleswig-Hol-
stein, Carlstraße 169,
24537 Neumünster,
Telefon: 04321 9071-51 oder
europe-direct@alr-sh.de
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EU für Kinder: „Euro-Galoppo auf Entdeckungsreise“ in Brüssel

Wer kümmert sich in der EU um Tie-
re? Sind EU-Kommissare Polizi-
sten?
Mit diesen und weiteren Fragen im
Gepäck sandte der Niedersächsische
Ministerpräsident Christian Wulff
“Eurogaloppo auf Entdeckungsrei-
se“. Kindgerecht wird aus der Per-
spektive des Europäischen Parla-
ments, des Rates, der EU-Kommis-
sion, des Europäischen Wirtschafts-

und Sozialausschusses und des Eu-
ropäischen Ausschusses der Regio-
nen die Funktionsweise der EU-Or-
gane erklärt.
Der Eurogaloppo bietet viele Aktio-
nen direkt im Internet, ist aber auch
als pdf-Datei herunterzuladen unter:
http://www.
eiz-niedersachsen.de/eurogaloppo-
2007.html 

Kühe sind nicht lila! Kinderbücher zum Thema Natur und Umwelt
Leseempfehlungen der Stiftung Lesen

Die Stiftung Lesen ist eine Ideen-
werkstatt für alle, die Spaß an Lesen
vermitteln wollen. Seit 1988 ent-
wickelt sie zahlreiche Projekte, um
das Lesen in der Medienkultur zu
stärken: von Schulkampagnen über
Buchhandelsaktionen bis hin zu For-
schungsstudien. Dafür hat sie viele
Medienpartner und Kultursponsoren
gewonnen. Traditionell steht die
Stiftung Lesen unter der Schirmherr-

schaft der Bundespräsidenten. Die
Leseempfehlungen der Stiftung Le-
sen werden als Orientierungshilfe
von unabhängigen Fachleuten erar-
beitet.

Bezugsquelle: Stiftung Lesen,
Römerwall 40, 55131 Mainz, 
Telefon: 06131/28890-0 oder im
Internet unter
www.Stiftunglesen.de.

Veranstaltungsdokumentationen der Akademie für die Ländlichen Räu-
me Schleswig-Holsteins e.V. :

Die Dokumentationen verschiedener
Veranstaltungen seit Oktober 2005
finden Sie im Internet unter

www.alr-sh.de in der „Infothek“
zum Herunterladen.
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TEXTE

Gleichwertigkeit der Lebensverhält-
nisse in allen Teilräumen – ist dies
noch ein gesellschaftlich breit getra-
genes Ziel in Deutschland? Die De-
batte darum wird immer intensiver
geführt und geht vor allem ländliche
Räume abseits der Metropolen an,
denn um ihre Zukunftsaussichten
und Unterstützungsmöglichkeiten
wird dabei unter Hinweis auf die
veränderten Rahmenbedingungen
gerungen.

Ein kräftiger Schub wurde der De-
batte durch die neuen „Leitbilder der
Raumentwicklung“ I verliehen, wel-
che von der Ministerkonferenz für
Raumordnung am 30. Juni 2006 ver-
abschiedet wurden. In diesen Leitbil-
dern wird besonders die Rolle der
Metropolen als den Kernräumen

wirtschaftlichen Wachstums unter-
strichen. Von diesen ausgehend sol-
len dann Entwicklungsimpulse auch
den entfernteren ländlichen Räumen
zugute kommen. So könnten sich die
peripheren ländlichen Räume bei
oberflächlicher Lektüre dieser Leit-
bilder zufrieden zurücklehnen, wer-
den sie doch als Teil einer „groß-
räumigen Verantwortungsgemein-
schaft“ verstanden und dürften von
den Segnungen der Metropolkerne
dieser neuen Verantwortungsge-
meinschaft profitieren. Periphere
ländliche Räume sollen demnach ei-
ner großen Metropolregion an-
gehören, die sich zu ihrer Verantwor-
tung für alle Teilräume bekennt – al-
so nicht nur Verantwortung für den
Kern und sein Umland, sondern auch
für die entfernten ländlichen Räume.

Prof. Dr. Ulf Hahne:v

Vom Rand der Verantwortungsgemeinschaft. 
„Ländliche Räume und die Neubewertung des
Gleichwertigkeitsziels der Lebensverhältnisse in
Stadt und Land.“
Der Beitrag beruht auf einem Vortrag, den der Autor auf der Herbsttagung
2006 der Agrarsozialen Gesellschaft in Göttingen gehalten hat. Die vollstän-
dige Fassung des Vortrags ist in der dortigen Schriftenreihe in Heft 147 ver-
öffentlicht.
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Ganz so idyllisch sind jedoch weder
die Realität noch der wahre Impetus
der Leitbilder, denn der Rand der
Verantwortungsgemeinschaft, also
der abgelegene ländliche Raum, ist
eher ungeliebt:

- Er ist teuer, weil seine Infra-
strukturaufwendungen je Kopf 
größer sind als in Ballungsräu-
men. 

- Seine Wachstumsbeiträge für
die Gesamtwirtschaft sind eher
schwach – und darauf kommt
es doch im Hinblick auf das
Lissabon-ZielII an.

- Seine ökologischen Werte sind 
nicht monetarisierbar (wenn
man von touristischen Gegen-
den absieht).

Es ist deshalb kein Wunder, dass im
Zuge des gesellschaftlichen Wandels
auch die Rolle und Funktion ländli-
cher Räume neu überdacht wird. Die
Diskussion um ein verändertes Staats-
verständnis, die Verschiebung der
Gewichtung vom Wohlfahrts- zum
Gewährleistungsstaat, die Ausrich-
tung auf Beiträge zum (wirtschaftli-
chen) Wachstum stellt auch die Frage
nach den Ansprüchen an ländliche
Räume und ihrer strukturschwächsten
Teile. Und nicht nur hinter vorgehalte-
ner Hand wird dabei das bisherige
Raumverständnis mit dem tragenden
Prinzip der Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse hinterfragt, sondern
offen formuliert: „Gleichwertigkeit ist
der Geist der alten BRD“.

Neue Leitbilder der Raument-
wicklung

Die neuen Leitbilder der Raument-
wicklung verstehen sich als Reakti-
on auf diesen gesellschaftlichen
Wandel und sind mit einem klaren
Auftrag versehen worden: „Die
Raumentwicklungspolitik von Bund
und Ländern muss einen Beitrag zur
Überwindung der wirtschaftlichen
Schwäche und zur Entwicklung der
Wissensgesellschaft leisten.“ III Das
resultierende Leitbildpapier bietet
nun neue Interpretationen der räum-
lichen Muster und neue Perspekti-
ven für die Teilräume in Deutsch-
land an.

Es lohnt sich immer, derartige Papie-
re sehr genau zu lesen. Politisch-
strategische Leitbilder sind Zeitspie-
gel gesellschaftlicher Lesarten. Und
hier fällt als Neuerung besonders die
Einteilung der Räume auf, mit den
sich die Raumentwicklung in
Deutschland befassen sollte. Wört-
lich heißt es zunächst: „Der Hetero-
genität der Räume muss wie bisher
über entsprechend differenzierte Po-
litikansätze zur Förderung struktur-
schwacher Regionen, ländlicher
Räume oder Metropolregionen
Rechnung getragen werden“IV . Also
bleibt alles beim Alten?

Keineswegs, denn dies passt mit der
neuen flächendeckenden Abgren-
zung der Metropolregionen unter
Einschluss der ländlich-peripheren
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Gebiete nicht zusammen. War die
Metropolregion Hamburg bislang
ein Gebiet der Gebietskörperschaf-
ten rund um Hamburg und entlang
der Unterelbe, so zählen in der neu-
en Lesart (siehe Karte) ganz Schles-
wig-Holstein und weite Teile von
Mecklenburg-Vorpommern zum
Metropolraum Hamburg. Diese
großräumigen Gebiete sind die neu-
en „Verantwortungsgemeinschaften
zwischen Zentren, Umland und Peri-
pherie“. Zwar sollen alle Teilräume
dieser Verantwortungsgemeinschaf-
ten befähigt werden, ihren Beitrag
zu Wachstum und Entwicklung ent-
sprechend ihrer Stärken leisten,
Motto: Stärkung der Stärken. Doch
dazu können nach Auffassung der
Leitbilder einige Teilräume mehr
beitragen als andere.

Metropolenorientierung
Dezidiert nehmen die Leitbilder
Stellung zu dem Raumtyp, der nach
Auffassung der Ministerkonferenz
am meisten zur wirtschaftlichen Ent-
wicklung des Gesamtraums beitra-
gen könne: „Metropolregionen sind
Motoren der wirtschaftlichen, sozia-
len und kulturellen Entwicklung.“V

Im Vorläuferpapier heißt es ebenfalls
deutlich: „Die Überwindung der
gesamtwirtschaftlichen Schwäche
steht im Zentrum des Leitbilds. Und
die wird nicht von den Rändern her
geleistet werden können, sondern
muss vor allem in den Zentren anset-
zen.“VI

Und dies führt uns mitten hinein in
den Kern des Problems: Mit der
Metropolenorientierung und Aus-
richtung auf das Lissabon-Ziel
wird eine großräumige Umvertei-
lung vorgeschlagen, die gedank-
lich durch das Infragestellen des
Gleichwertigkeitsziels unterstützt
wird. Den bekanntesten Anstoß zum
Nachdenken über das Gleichwer-
tigkeitsziel hat Bundespräsident
Köhler in einem viel beachteten Pas-
sus seines Sommerinterviews 2004
vorgetragen. Auf die Frage nach
der industriellen Zukunft Meck-
lenburg-Vorpommerns antwortete
Köhler: „Solche Prognosen kann
niemand seriös abgeben. Aber un-
abhängig davon gab und gibt es nun
einmal überall in der Republik
große Unterschiede in den Lebens-
verhältnissen. Das geht von Nord
nach Süd wie von West nach Ost.
Wer sie einebnen will, zementiert
den Subventionsstaat und legt der
jungen Generation eine untragbare
Schuldenlast auf.“VII

Infragestellung des Gleichwertig-
keitsziels

Die damit eingeleitete Diskussion
um das Staatsverständnis hat insbe-
sondere das räumliche Ausgleichs-
ziel der Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse in Frage gestellt. In
der Folge hieß es:

- Das Ziel sei nicht mehr „pro-
blemadäquat“ .VIII
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- Es sei gar ein „Reformhinder-
nis“.IX

- Eine Tagung titelte „Wachsen +
Schrumpfen = Spalten“.X

- Und die ZEIT verfasste einen
Beitrag mit der Überschrift 
„Bildung nach Postleitzahl“?XI

Der fiskalpolitische Verteilungs-
kampf als Kern

Sicher lässt sich über rechtliche
Aspekte des Gleichwertigkeitsziels,
sein Verhältnis zum Nachhaltigkeits-
ziel oder seine Verbindlichkeit treff-
lich, doch sind dies eher Neben-
schauplätze im Vergleich mit dem
Kern der fiskal- und regionalpoliti-
schen Konsequenzen der neuen Leit-
bilder. Denn mit den Aussagen zur
räumlichen Ausgestaltung der künf-
tigen Förderpolitik wird die gesamte
bisherige Finanzverteilung in Frage
gestellt. Der Gedanke der Gleich-
wertigkeit der Lebenschancen liegt
ja nicht nur dem kommunalen Fi-
nanzausgleich in den einzelnen Län-
dern zugrunde, sondern bestimmt
auch den Länderfinanzausgleich.
Ebenfalls beruht die regionale Wirt-
schaftspolitik auf dem Prinzip, die
strukturschwächsten Regionen zu
unterstützen, damit diese den An-
schluss an die Gesamtentwicklung
erzielen können. Der Sozialstaatsa-
spekt des räumlichen Gleichwertig-
keitsziels wird damit in konkrete
raumpolitische Förderpolitik umge-
setzt.

Zu diesen räumlichen Finanztrans-
fers hat nun ein neues Gutachten zur
„Bedeutung finanzieller Ausgleichs-
systeme für die Raumordnung“  die
bundesdeutschen Kreise anhand
dreier Transferströme in Geber- und
Nehmerregionen eingeteilt. Die be-
trachteten drei Transferströme bein-
halten den Länderfinanzausgleich,
die Gemeinschaftsaufgabe „Verbes-
serung der regionalen Wirtschafts-
struktur“ und die aktive Arbeits-
marktpolitik. Das Ergebnis der Un-
tersuchung ist nicht verwunderlich:
Die neuen Bundesländer, Berlin,
weite Teile Norddeutschlands und
einige Regionen in Rheinland-Pfalz
und dem Saarland sind reine Neh-
merregionen. Die politischen Impli-
kationen dagegen bergen Spreng-
stoff: Eine solche Darstellung brand-
markt natürlich die Nehmerregionen
als unwirtschaftlich und kommt al-
len Kritikern des Länderfinanzaus-
gleichs und anderer Transfersystem
mit hoher Nivellierungswirkung wie
gerufen. Die Metropolendiskussion
erfährt dort ihren konkreten Nieder-
schlag, wo es um künftige Förderpo-
litik und die Zukunft räumlicher Fi-
nanztransfers geht.

Und nicht nur in Deutschland ist die-
se Diskussion entbrannt, sondern –
fast noch heftiger – in der Schweiz,
wo sogar die gesamte föderale Ord-
nung mit dem Hinweis auf die fi-
nanzschwachen und verwaltungs-
technisch ineffizienten, kleinen
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Urkantone in Frage gestellt wird.  In
diesem Zusammenhang steht in der
Schweiz ebenfalls die Neuausrich-
tung von Berggebietsförderung und
Regionalpolitik, die sich mit ähnli-
chen Forderungen aus dem Bereich
der Metropole „Stadt Schweiz“ kon-
frontiert sieht.

Zum Ziel der Gleichwertigkeit der
Lebensverhältnisse

Diese Herausforderungen an den So-
lidaritätsgedanken haben in
Deutschland zu einer intensiven De-
batte um das verfassungsrechtlich
verankerte Ziel der Gleichwertigkeit
der Lebensverhältnisse geführt. Das
Ziel findet sich explizit in grundle-
genden Gesetzen mit folgenden Be-
zeichnungen:

- „Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse im Bundesgebiet“
(Art. 72, 2 GG)

- „gleichwertige Lebensverhält-
nisse in allen Teilräumen“
(§ 1, 2 ROG).

Vor dem Hintergrund der Wiederver-
einigung wurde das Ziel im Grund-
gesetz 1994 neu gefasst, indem die
bis dahin geltende Formulierung von
der „Einheitlichkeit der Lebensver-
hältnisse“ zur „Gleichwertigkeit“
verändert wurde. Damit wurde der
nivellierende Einheitlichkeitsgedan-
ke („Geist der alten Bundesrepu-
blik“?) aufgegeben zugunsten des
relativen Begriffs der Gleichwertig-
keit, der unterschiedliche Qualitäten

andeutet und damit realen Unter-
schieden der räumlichen Bedingun-
gen Rechnung trägt. Auch wurde mit
der Formulierung klar dargelegt,
dass es nicht um Nivellierung geht. 

Nachfolgend wurde auch das
Raumordnungsgesetz geändert. Seit
1998 ist die Gleichwertigkeit zwar
weiter im Zielkatalog des ROG vor-
handen, aber als neues Leitziel fun-
giert nun die nachhaltige Raument-
wicklung, das Gleichwertigkeitsziel
wurde zu einem Unterziel mit glei-
chem nominellen Rang wie auch die
wirtschaftliche Entwicklung.XV

Die neuerliche Debatte lässt nun
zwei Strategien eines zeitbedingt an-
gepassten Umgangs mit dem Gleich-
wertigkeitsziel zu:

- Auffassung 1: Aufgabe des Ziels
- Auffassung 2: Neuinterpretation

des Ziels unter Beachtung des
• wirtschaftlichen,  
• politischen, 
• demographischen  und 
• technischen Wandels.

Aufgabe des Ziels

Eine Reihe von Interpretationen,
welche die Aufgabe des Ziels for-
dern, setzt alte Debatten fort und
heizt sie mit Missinterpretationen
an:
„Gleichwertig“ heißt nicht „gleich“
oder „einheitlich“. Dies ist eine Bin-
senweisheit, die immer wieder von
denen gern betont wird, welche
mögliche Ansprüche benachteiligter
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Regionen und Personengruppen da-
mit zurückweisen wollen. Eine Wie-
derholung der Debatte der 90er Jah-
re ist unnötig, da das Grundgesetz
1994 entsprechend novelliert wurde.

Eine zweite Missinterpretation stellt
Forderungen nach Gleichwertigkeit
auf, die auf Outputindikatoren be-
ruht und Forderungen stellt wie:
- „Gleiche Beschäftigungsmöglich-
keiten“ oder
- „Gleiche Einkommenschancen“.
Derartige Forderungen sind eben-
falls abwegig, denn Wachstum und
Entwicklung sind immer mit Wandel
und Disparitäten verbunden. Eine
Nivellierung ist in einer freien und
auf Wettbewerb beruhenden Gesell-
schaft unproduktiv. Differenz ist zu-
dem eine wichtige soziale Le-
bensäußerung.XVI

Gleichwertigkeit ist dagegen ein
Ziel unseres Gesellschaftsvertrages,
das den Zugang zur Teilhabe ermög-
lichen möchte, also nicht das Ergeb-
nis nivelliert, sondern gute Ausgang-
schancen für möglichst viele eröff-
net. Entwicklung besteht in diesem
Verständnis darin, die Wahlmöglich-
keiten der Menschen auszuweiten
und ihnen unabhängig von sozialen
und räumlichen Benachteiligungen
adäquate Startmöglichkeiten für die
Entfaltung ihrer Lebenschancen zu
eröffnen.

Neben den genannten Missinterpre-
tationen gibt es auch eine wachs-

tumsökonomische Argumentation
zur Aufgabe des Ziels (hier folgt ei-
ne Lehrbuchargumentation):

- Eine Konzentration auf die
Stärken (und starke Regionen) 
sollte deshalb erfolgen, weil nur
diese die Mittel für soziale und
sozialräumliche Transfers über-
haupt erst erwirtschaften.

- Der Mitteleinsatz in den Kern-
räumen verspreche größere Er-
träge als in peripheren Regio-
nen.

- Schließlich setze das Aufgeben
von Mitteltransfers in Förderge-
biete Mittel frei, um die wettbe-
werbsfähigen Regionen noch
besser aufzustellen, so dass dort 
höhere Erträge erwachsen, die
die Gesellschaft insgesamt rei-
cher machen. Und davon wür-
den letztlich alle profitieren...

Gegenargumente

Dazu gibt es grundlegende Gegenar-
gumente, die sogar aus der Ökono-
mie selbst stammen. Denn die skiz-
zierte wachstumsorientierte Regio-
nalpolitik setzt ein Zukunftswissen
voraus, das gar nicht vorhanden ist.
Woher soll man wissen, dass eine
jetzt schwache Region nicht künftig
auch erhebliche Beiträge leisten
oder Innovationen hervorbringen
kann?
Man kann diesen Schleier des   un-
gewissen Zukunftswissens ein we-
nig lüften, wenn man sich die
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Vergangenheit anschaut – und siehe
da: Plötzlich schneiden einst struk-
turschwache Regionen gut ab. Viele
Beispiele ließen sich findenXVII, nur
zwei seien hier angeführt: Im Land-
kreis Cham in Bayern war vor zwan-
zig Jahren fast jeder Zweite arbeits-
los und heute sind es weniger als 5 %
der Erwerbspersonen. Und im indu-
strieschwachen Mecklenburg-Vor-
pommern gelingt Wismar ein neuer
Aufschwung mit der Entwicklung
eines Holzclusters.
Eine zukunftsoffene Ökonomie ist
daher gut beraten, ihre nicht-metro-
politanen ländlichen Regionen nicht
einfach abzuschreiben. Diese pro-
spektive Komponente ist u.a. dem
Ziel des Disparitätenausgleichs zu
verdanken.

Das gilt auch für die Talente, die
vielfach in ländlichen Regionen auf-
wachsen – man denke an Sportler,
Kulturschaffende oder auch an Un-
ternehmerinnen und Unternehmer,
die sich durchaus an ihren Standor-
ten behaupten und als heimliche
Champions auch vom ländlichen
Raum aus global erfolgreich agieren
(man denke an die Windkraftbran-
che in Nord- und Ostfriesland). Also
taugt nicht einmal die Ökonomie,
um das Ziel der Gleichwertigkeit
aufzugeben. 

Ferner lassen sich auch erhebliche
verfassungsrechtliche Bedenken ge-
gen ein Aufgeben des Ziels an-
führen: So ist das Gleichwertigkeits-

ziel ein abgeleitetes Staatsziel (Art.
72 GG) und folgt aus dem grundle-
genden Sozialstaatsgebot (Art. 20
GG). Dem Bürger werden nicht
nur im Grundgesetz (Art. 87 GG),
sondern auch in der EU (Art. 16 EG-
Vertrag) definierte „Dienste von
universalem Interesse“ garantiert,
die jedem Bürger zugänglich sein
sollen.

„Für alle zugänglich“ heißt dreierlei:
•  für alle Bevölkerungs-

schichten,
•  in allen Regionen
•  und ebenfalls für künftige 

Generationen.
Leistungen der Daseinsvorsorge
sind ein Schlüsselelement des eu-
ropäischen Gesellschaftsmodells.
Der in den EG-Vertrag eingefügte
Artikel 16 bestätigt ihre Stellung in-
nerhalb der gemeinsamen Werte der
Union und ihre Rolle bei der Förde-
rung von sozialer und territorialer
Kohäsion.XVIII

Die territoriale Kohäsion ist zudem
als Zielfestsetzung an prominenter
Stelle des EU-Verfassungsentwurfes
aufgenommen worden (Artikel I-3
Ziele der Union): „(3) Die Union
wirkt auf die nachhaltige Entwick-
lung Europas (…) hin. (…) Sie för-
dert den wirtschaftlichen, sozialen
und territorialen Zusammenhalt und
die Solidarität zwischen den Mit-
gliedstaaten.“ Wenn aber auf eu-
ropäischer Ebene die räumliche
Komponente prominent verankert
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wird, kann in Deutschland das
Gleichwertigkeitsziel schlecht auf-
gegeben werden.

Neuinterpretationen

Zweifellos stellen staatliche Regeln
keine fixen Normen dar, sondern be-
dürfen von Zeit zu Zeit Anpassun-
gen an die Veränderung der gesell-
schaftlichen Realitäten. Dies gilt
auch für die materiellen Normen,
welche gleichwertige räumliche Zu-
gangschancen sichern. Gleiche Teil-
habemöglichkeit ist ein Versprechen
der Demokratie – und das bedeutet:
Gleichwertiger Zugang zu Bildung,
Gesundheit und Information.

Gleichwertigkeit im Sinne der Chan-
cenorientierung bedeutet die Siche-
rung der Mindestversorgung in der
technischen und sozialen Infrastruk-
tur. Hier macht der vielfach einge-
forderte Gewährleistungsstaat Sinn.
Und auch das Grundgesetz kennt
nicht nur die Formel der Gleichwer-
tigkeit der Lebensverhältnisse, son-
dern auch weitere Gewährleistungs-
normen: Der Bund gewährleistet,
dass dem Wohl der Allgemeinheit,
insbesondere den Verkehrsbedürf-
nissen, Rechnung getragen wird (Art
87 e Abs. 4 Eisenbahnverkehr). Fer-
ner: Nach Maßgabe eines Bundesge-
setzes, das der Zustimmung des
Bundesrates bedarf, gewährleistet
der Bund im Bereich des Postwesens
und der Telekommunikation
flächendeckend angemessene und

ausreichende Dienstleistungen (GG
Art 87f). 

Schließlich ist auf die Raumplanung
zu verweisen, die Dichte und Aus-
stattungsnormen des Zentrale-Orte-
Systems als raumstrukturelles
Grundgerüst der gebündelten Ver-
sorgung mit öffentlichen Diensten
bereithält. Auch diese Normen müs-
sen wachsenden und schrumpfenden
Bevölkerungszahlen, Altersstruktur-
veränderungen und gesellschaftli-
chen wie technischen Veränderun-
gen gemäß immer wieder überprüft
und angepasst werden. So haben ge-
rade ländliche Regionen in den letz-
ten Jahren zeigen können, wie eine
Flexibilisierung der Grundversor-
gung durch 

- Standortkonzentration
- multifunktionale Lösungen
- temporäre Lösungen
- mehrseitige Mobilität 
- Nutzung technischer Lösungen
- ehrenamtliches Engagement

zu einem akzeptablen Aufrechter-
halten der Grundleistungen beitra-
gen kann.

Zeit- und bedarfsgerechte Lösungen
sind dabei besser als Beton (und
Schulden) für Jahre! Schleswig-Hol-
stein kennt z.B. im Grundschulbe-
reich derartige Lösungen schon lan-
ge: So werden auf den kleineren Hal-
ligen je nach Bedarf Schulklassen
bzw. dadurch auch ganze Schulen
eröffnet oder wieder geschlossen. 
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Auch im Kindergartenbereich ken-
nen kluge Gemeinden, Ämter und
Städte längst das temporäre An-
schwellen von Kinderzahlen auf-
grund der Belegung von Baugebie-
ten. Sie wissen, dass häufig nur für
wenige Jahre ein erhöhter Bedarf für
eine zweite oder dritte Kindergarten-
gruppe vorhanden ist. Dies lässt sich
leicht durch Kooperation mit ande-
ren nahe gelegenen Einrichtungen
wie Schule, Altenheim, Verwaltung
oder durch einfache Anmietung ei-
nes Wohncontainers auffangen, ohne
dass ein Neubau notwendig wird.  

Dünnst besiedelte Regionen erfor-
dern daher besondere Aufmerksam-
keit. In ihnen macht auch ein starres,
an Entfernungskriterien orientiertes
Zentrale-Orte-System keinen Sinn.
Es muss ersetzt werden durch fle-
xible Lösungen, etwa mit Bring- und
Holdiensten und Bündelungen in
bestehenden Stabilisierungskernen
oder fallweise auch in neuen Mittel-
punkten. Die jüngere Forschung wie
die vielfältigen praktischen Versu-
che – von Telemedizin über die
schleswig-holsteinischen Markt-
treffs bis zu ehrenamtlichen Dien-
sten wie den Bürgerbussen – zeigen
die Vielfalt möglicher Lösungen für
diesen Regionstyp auf.XIX

Mindeststandards und Erreich-
barkeit

Der Autor sieht drei Kernbereiche
für Gleichwertigkeit (wenn man von

grundlegenden Dingen wie Rechts-
sicherheit, persönliche Sicherheit,
Währungseinheit etc. absieht):

- schulische Grundbildung
- medizinische Grundversorgung
- Kommunikation.

Die Notwendigkeit der Überprüfung
und Anpassung gesetzlicher und an-
derer regulativer Normen – auf Län-
der- wie auf Bundesebene – ist dabei
unbestreitbar. Gleichwohl gilt es bei
Änderungen aufzupassen, dass sich
die Bedingungen peripherer Regio-
nen nicht schleichend weiter ver-
schlechtern. So führen die Privati-
sierungen von Post und Telekommu-
nikation immer wieder zur Hinter-
fragung der Formel der „flächen-
deckend angemessenen und ausrei-
chenden“ Versorgung (§ 1 PostG; § 1
TelekommunikationsG). Im Zuge
der Privatisierung der Post zum
1.1.2008 wird auch die Postuniver-
saldienstleistungs-Verordnung bis
zum Ende des Jahres 2007 überar-
beitet werden. Schon jetzt hat die
Deutsche Post angekündigt, die dort
enthaltenen Mindestkriterien verän-
dern zu wollen.XX

Im Bereich der Telekommunikation
leiden ländliche Gebiete deutlich un-
ter der schwachen Abdeckung mit
schnellen Breitbandanschlüssen
(DSL-Anschlüsse), wie der Breit-
bandatlas 2006  belegt. Eine neue
Hoffung zur Überwindung dieser
strukturellen Benachteiligung in
der Datenkommunikation (mit allen
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Folgen für die wirtschaftliche Ent-
wicklung ländlicher Gebiete: Was
nützt ein ökologisches Gewerbege-
biet ohne DSL-Anschluss?) können
nun Funkfrequenzen bieten. Die
Bundesnetzagentur hat dazu im
Herbst 2006 eine Versteigerung der
Funklizenzen für drahtlose Breit-
bandnetzwerke (WLAN-Technik)
durchgeführt. Dazu wurde die Bun-
desrepublik in 16 Regionen aufge-
teilt und für alle Großregionen wur-
den Lizenznehmer gefunden – aller-
dings müssen diese die Fläche nicht
vollständig abdecken, sondern nur zu
einem bestimmten Prozentsatz der
Gemeindezahl. Man kann sich vor-
stellen, wo die Funknetze zuerst aus-
gebaut werden… Allerdings ist der
Breitbandzugang keine Universal-
dienstleistung im Sinne § 78 Abs. 2
TKG. 
Nebenbei: Die Lösung Funknetze
statt leitungsgebundener Infrastruk-
tur ist ein Hinweis darauf, wie durch
technische Entwicklung gesetzliche
Vorgaben unzureichend sein kön-
nen. Gleichwertigkeit ist daher im-
mer auch aus technischen Gründen
zeitgemäß neu zu definieren und an-
zupassen.

Konsequenzen

„Die Wirtschaft kann auf Randregio-
nen verzichten“ – so der Schweizer
Verband „Avenir Suisse“XXII. Deutli-
cher lässt sich kaum ausdrücken,
dass die „großräumige Verantwor-
tungsgemeinschaft“ in den neuen

Leitbildern der Raumentwicklung
eigentlich nur ein Placebo ist, verab-
reicht zur Besänftigung ländlicher
und strukturschwacher Räume. Was
bleibt? Eine Reduktion ländlicher
Räume auf funktionsteilige Zuliefe-
rung einzelner Angebote für die zen-
tral gelegenen Motoren der wirt-
schaftlichen Entwicklung: Rohstof-
fe, Ernährung, Energie, Tourismus,
Umweltdienste? Hierfür sollen länd-
liche Räume Verantwortung über-
nehmen, aber wie ist es umgekehrt? 

Das Prinzip „Verantwortung“ lässt
grundlegend drei mögliche Arten
von Verantwortung zu :XXIII

- Freiwillige, „natürliche“ Verant-
wortung (gegenseitig z.B. beim
Bergsteigen)

- Asymmetrische Verantwortung
(z.B. in der Erziehung)

- Vertragliche Verantwortung.

Im Falle der Gemeinschaft von Me-
tropolen und Peripherie kann die Pe-
ripherie kaum auf die freiwillige
Übernahme der Verantwortung
durch den Metropolkern setzen. Ei-
ne Verantwortungsgemeinschaft
setzt eine vertragliche Regelung vor-
aus, eine Art neuen Gesellschafts-
vertrag, der peripheren Regionen ein
faires Chancenangebot zusichert.
Dies wäre eine sinnvolle Alternati-
ve, die jedoch wenig realistisch ist,
da der Peripherie (bei fehlenden be-
sonderen Ressourcen) die Verhand-
lungsmacht fehlt, um in eine faire
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Verhandlung eintreten zu können.
Daher bedarf es auch weiterhin der
Rahmensetzung durch den Staat auf
Basis des Gleichwertigkeitsziels,
welches den territorialen Zusam-
menhalt sichert.

Bei Berücksichtigung der Kosten-
wahrheit lässt sich das Argument  der
„kostenträchtigen Peripherie“ mögli-
cherweise zulasten der Metropolker-
ne umkehren: Was kostet der Gesell-
schaft – und aufgrund der Schul-

denmentalität: was kostet künftigen
Generationen – die Konzentration
der Entwicklungsförderung auf Ag-
glomerationen? Man denke an die
hohen ökologischen (Umweltlasten),
infrastrukturellen (Reduzierung von
Staus) und sozialen (Kriminalität)
Kosten der Ballung. Auch von daher
bedürfen ländliche Räume weiter der
Beachtung und Wertschätzung. Die
Wirtschaft kann (vielleicht) auf
Randregionen verzichten, die Ge-
sellschaft kann es nicht.
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Mitteilung der Kommission 2001: Leistungen der Daseinsvorsorge in Europa. Amtsblatt der Europäi-
schen Gemeinschaften, C 17/4.

Vgl. Thrun u.a. 2005, Anpassungsstrategien für ländlich/periphere Regionen mit starkem Bevölke-
rungsrückgang in den neuen Ländern. Bonn. BMVBW (Hg.) 2006: Öffentliche Daseinsvorsorge und
demographischer Wandel. Berlin.

Die PUDL-VO legt u.a. räumliche Kriterien für stationäre Postdienststellen fest: Stationäre Einrich-
tungen müssen aufweisen: jede Siedlung ab 2.000 Einwohnern, jeder Zentrale Ort, ferner je Fläche von
80 kmÇ in ländlichen Kreisen.

Breitbandatlas 2006: Atlas für Breitband-Internet des Bundesministeriums für Wirtschaft und Techno-
logie, Rangsdorf.

Titelschlagzeile der Tageszeitung Die Südostschweiz vom 15.2.2006 unter Bezugnahme auf die Studie
von Blöchliger, H. 2005: Baustelle Föderalismus: Metropolitanregionen versus Kantone. Zürich.

Vgl. Jonas, H. 1979: Das Prinzip Verantwortung. Frankfurt/M.
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ADRESSENVERZEICHNIS
DER VERANSTALTER

Agrarsoziale Gesellschaft e.V. (ASG)
Kurze Geismarstraße 33
37073 Göttingen
Tel.: 0551 49709-0
Fax: 0551 49709-16
E-Mail: karin.schaefer@asg-goe.de 
http://www.asg-goe.de 

Akademie für die Ländlichen Räume
Schleswig-Holsteins e.V.
Carlstr. 169
24537 Neumünster
Telefon: 04321 9071-50
Fax: 04321 9071-54
E-Mail: info@alr-sh.de
http://www.alr-sh.de

Akademie für Natur und Umwelt des
Landes Schleswig-Holstein
Carlstr. 169
24537 Neumünster
Telefon: 04321 9071-0
Fax: 04321 9071-32
E-Mail:
anmeldung@umweltakademie-sh.de
http://www.umweltakademie-sh.de 

Akademie Sankelmark / Europäische
Akademie Schleswig-Holstein
Akademieweg
D-24988 Sankelmark
Tel.: 04630/ 55-0
Fax 04630-55-199
E-Mail info@eash.de
http://www.eash.de

Bundesministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz (BMELV)
Referat 525 – Ländliche Entwicklung
Rochusstraße 1, 53123 Bonn
http://www.bmelv.de

Anmeldung Konferenz 24.05.
Magdeburg:
Christel Marxen
m&p: public relations gmbh
Tel.: 02241/93 398-39
Fax: 02241/93 398-33
E-Mail:
christel.marxen@mp-gmbh.de

Bei fachlichen Fragen:
Dr. Claudia Kriehn
Referat 525, BMELV
Tel.: 01888/529-3825
E-Mail: 525@bmelv.bund.de 

Christian-Jensen-Kolleg
Kirchenstr. 4-13
25821 Breklum
Telefon: 04671 91120
Fax: 04671 2584
E-Mail:
info@christianjensenkolleg.de

Hermann Ehlers Akademie
Gutlittstr. 3
24106 Kiel
Telefon: 0431 389223
Fax: 0431 389238
http://www.hermann-ehlers.de
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Naturschutzstation 
Eider-Treene-Sorge
Goostroot 1
24831 Bergenhusen
Telefon: 04885 902064
Fax: 04885 902065
E-Mail:
naturschutzstation.ets@t-online.de

Natur- und Landschaftsführerinnen
Schleswig-Holstein e. V.
Veilchenweg 10
24340 Eckernförde
Telefon: 04351 43888
E-Mail:
sh.naturland@freenet.de



58

TTT April 2007

Akademie für die Ländlichen Räume
Schleswig-Holsteins e.V.
Carlstraße 169

24537 Neumünster
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Hiermit beantrage ich die Aufnahme als persönliches/institutionelles*
Mitglied in die Akademie für die Ländlichen Räume Schleswig-Holsteins e.V.

Name Vorname Beruf

Privatanschrift:

Straße PLZ/Wohnort

Telefon/Fax E-Mail

Dienstanschrift:

Straße PLZ/Wohnort

Telefon/Fax E-Mail

Der Jahresbeitrag beträgt für Privatpersonen EURO    70,00
für Institutionen EURO  300,00

Wir bitten um Überweisung auf folgendes Konto:

Akademie für die Ländlichen Räume S.-H. e.V.
Sparkasse Eckernförde
BLZ 210 520 90, Konto Nr. 2 14 44

Ort, Datum Unterschrift

* Nichtzutreffendes bitte streichen


